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ANTRAG 

 

der Abgeordneten Mag. Hackl, Dorner, Hauer, Mag. Keyl, Hogl und Schnabel 

 

betreffend Landesgesetz, mit dem die NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 

1973), das NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz (NÖ STROG), das 

NÖ Gemeindeverbandsgesetz, das NÖ Gemeindewasserleitungsverbands-

gesetz (NÖ GWLVG) und das Gesetz über den 

Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden 

geändert werden sowie das NÖ Sammlungsgesetz 1974 aufgehoben wird 

und das NÖ Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz (NÖ LStFG), das 

NÖ Naturschutzgesetz 2000 (NÖ NSchG 2000), das NÖ 

Campingplatzgesetz 1999, das NÖ Landeskulturwachengesetz, das NÖ 

Pflanzenschutzmittelgesetz (NÖ PSMG), das NÖ Bienenzuchtgesetz, das 

NÖ Jagdgesetz 1974 (NÖ JG) und das NÖ Fischereigesetz 2001 (NÖ FischG 

2001) geändert werden sowie das Gesetz über Jagd- und 

Fischereiaufseher aufgehoben wird und das NÖ Grundverkehrsgesetz 2007 

(NÖ GVG 2007), das NÖ Forstausführungsgesetz, das NÖ 

Veranstaltungsgesetz, das NÖ Heilvorkommen- und Kurortegesetz 1978, 

das NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 (NÖ ElWG 2005), das 

NÖ Starkstromwegegesetz, das NÖ Kleingartengesetz, das NÖ 

Gassicherheitsgesetz 2002 (NÖ GSG 2002), das NÖ Straßengesetz 1999, 

das NÖ Gemeindeärztegesetz 1977 (NÖ GÄG 1977), das NÖ 

Krankenanstaltengesetz (NÖ KAG), das NÖ Bestattungsgesetz 2007, die 

NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014), das NÖ Raumordnungsgesetz 2014 

(NÖ ROG 2014), die NÖ Aufzugsordnung 2016 (NÖ AO 2016), das 

NÖ Pflichtschulgesetz 2018 und das NÖ Weinbaugesetz 2019 (NÖ WBG 

2019) geändert werden sowie das NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetz 

aufgehoben wird (NÖ Deregulierungsgesetz 2025)  

 

Landtag von Niederösterreich 

Landtagsdirektion 

Eing.: 25.09.2025 

Ltg.-798/XX-2025 



Mit dem NÖ Deregulierungsgesetz 2025 wird das Ziel verfolgt, Verwaltungsverfahren 

effizienter, schneller und bürgernäher zu gestalten. Durch den Abbau unnötiger Ver-

fahrensschritte, die Reduktion von Rechtsvorschriften und die vereinfachte und damit 

einhergehende verstärkte Nutzung der elektronischen Einbringung werden sowohl 

interne Verwaltungsabläufe als auch die Interaktion zwischen Bürgerinnen und 

Bürgern, Unternehmen und Verwaltung modernisiert. Dadurch sollen Kosten 

reduziert, Verfahren beschleunigt und der Wirtschaftsstandort nachhaltig gestärkt 

werden. Gleichzeitig wird auf eine klare und transparente Rechtsordnung hingewirkt, 

die einer modernen Verwaltung entspricht. Die Reform leistet damit einen 

wesentlichen Beitrag zur Deregulierung und zur Entlastung sowohl der Bürgerinnen 

und Bürger als auch der Verwaltung. 

 

Grundlage für das NÖ Deregulierungsgesetz 2025 bildete eine umfassende Erhebung 

des Ist-Zustands, welche im Rahmen der Aufgabenkritik durchgeführt wurde, um das 

Optimierungspotential konkret und evidenzbasiert zu identifizieren. Mehr als 6.400 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes Niederösterreich wurden in die 

Erhebung einbezogen. Mit diesem Reformpaket sollen gezielt Maßnahmen zur 

Stärkung des Wirtschaftsstandortes und der Wettbewerbsfähigkeit gesetzt werden. 

Gerade in Zeiten zunehmender Digitalisierung und globaler Konkurrenz ist es 

erforderlich, die Verwaltung auf Effizienz und Bürgernähe auszurichten. 

 

Zentrale Elemente des NÖ Deregulierungsgesetzes 2025 sind insbesondere die 

Abschaffung des zweigliedrigen Instanzenzuges im eigenen Wirkungsbereich der 

Gemeinde, die vereinfachte elektronische Einbringung von Anbringen und die 

Rechtsbereinigung durch Aufhebung obsoleter oder nicht mehr erforderlicher 

Normen. 

 

Ein wesentlicher Reformschritt ist die Abschaffung des zweigliedrigen Instanzenzuges 

im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Mit dieser gesetzlichen Änderung wird 

der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene innergemeindliche Instanzenzug im eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde im Bereich der Gesetzgebungskompetenz des Landes 

ausgeschlossen. Die Zuständigkeit des Landes Niederösterreich beruht dabei auf Art. 

115 Abs. 2 B-VG in Verbindung mit Art 118 Abs. 4 B-VG. Dadurch besteht ein direkter 



Rechtszug mittels Beschwerde an das zuständige Landesverwaltungsgericht. Mit der 

Abschaffung des innergemeindlichen Instanzenzuges soll künftig die Verfahrensdauer 

erheblich reduziert und eine schnellere Rechtskraft behördlicher Entscheidungen 

eintreten.  

 

Mit der vereinfachten elektronischen Einbringung von Anbringen und dem damit 

verbundenen Entfall der verpflichtenden Einbringung von Antragsunterlagen in 

mehrfacher Ausfertigung wird dem Erfordernis einer bürgerfreundlichen und effi-

zienten Verwaltung Rechnung getragen. Neben der Antragstellung wird nun auch die 

Einbringung von Projektunterlagen auf elektronischem Weg in sämtlichen landes-

rechtlichen Materiengesetzen ermöglicht. Somit können Anbringen, die bisher in 

mehrfacher Ausfertigung gefordert waren, künftig elektronisch eingebracht werden.  

 

Darüber hinaus wird – im Sinn des § 13 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 

1991 – klargestellt, dass schriftliche Anbringen auch im elektronischen Weg einge-

bracht werden können. Der Begriff der „schriftlichen Einbringung“ ist im NÖ Landes-

recht weit gefasst und schließt bisher schon die elektronische Übermittlung mit ein. 

Dazu zählen insbesondere die Einbringung mittels E-Mail sowie durch sonstige 

vergleichbare technische Mittel. Zudem fördert die elektronische Einbringung von 

Anbringen die Verfahrensökonomie und steht im Einklang mit den Grundsätzen des 

E-Government-Gesetzes, wonach gemäß § 1 Abs. 1 E-Government-Gesetz die 

grundsätzliche Wahlfreiheit zwischen einer elektronischen Einbringung und einer 

physischen Einbringung in Papierform besteht. 

 

Zusätzlich wird mit dieser Novelle eine umfassende Deregulierung und Bereinigung 

des Rechtsbestandes verfolgt. Überholte, obsolet gewordene oder in der Praxis nicht 

mehr angewandte Rechtsvorschriften werden ersatzlos aufgehoben. Dadurch wird 

die Rechtslage für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen sowie Verwaltungsorgane 

übersichtlicher und verständlicher. Neben dem NÖ Amtshaftungsausgleichsfonds-

gesetz, dem NÖ Sammlungsgesetz 1974 und dem Gesetz über Jagd- und Fischerei-

aufseher werden zahlreiche weitere Normen aufgehoben. 

 



Der NÖ Amtshaftungsausgleichsfonds wurde zum Ausgleich des Aufwandes, der den 

niederösterreichischen Gemeinden durch Ersatzleistungen aus Amtshaftungsfällen 

erwachsen kann, geschaffen. Die Mittel wurden bei Gründung des Fonds aus den 

Mitteln der Bedarfszuweisung zur Verfügung gestellt. Weitere Mittel werden von den 

Gemeinden über eine Umlage bereitgestellt. Die Ersatzpflicht des Fonds umfasst 

sowohl die Ersatzleistung an den Geschädigten als auch die Kosten des Gerichts-

verfahrens. Im Ergebnis leisten aufgrund der Verpflichtung zur Leistung der Umlage 

alle Gemeinden Niederösterreichs den Ersatz für Schadensfälle einzelner Gemeinden. 

Gleichzeitig haben nahezu alle Niederösterreichischen Gemeinden selbst 

Vorkehrungen für den Fall der Inanspruchnahme aus dem Titel der Amtshaftung 

getroffen, was sich an den seit Jahren geringen Fallzahlen zur Ersatzleistung zeigt 

(5 Akte im Jahr 2018, 3 Akte im Jahr 2019, 1 Akt im Jahr 2020, 3 Akte im Jahr 2021, 

1 Akt im Jahr 2022, 2 Akte im Jahr 2023 und 2 Akte im Jahr 2024). Mit Aufhebung 

des Gesetzes liegt es im Verantwortungsbereich der einzelnen Gemeinden für eine 

entsprechende Haftpflichtversicherung für den Fall eines Amtshaftungsfalles zu 

sorgen. Die durch die Auflösung des Fonds freiwerdenden Mittel sollen den Nieder-

österreichischen Gemeinden zurückfließen. 

 

Mit den im NÖ Sammlungsgesetz 1974 geregelten Straßen- und Haussammlungen 

wird seit Jahren nur mehr ein geringer Teil des gesamten Spendenaufkommens ein-

genommen. Der Großteil der Spenden wird heute über Internet, Fernsehen, Post 

oder Telefon gesammelt. Darüber hinaus waren Sammlungen von Kirchen und Reli-

gionsgesellschaften, von Bettelorden, von politischen Parteien und Sammlungen, die 

in außerordentlichen Notständen vom Landeshauptmann angeordnet werden sowie 

die Versendung von Sammelaufrufen im Wege der Post und die Veröffentlichung von 

Sammelaufrufen in der Presse und im Rundfunk (sowie in digitalen Medien) schon 

bisher ausdrücklich von der Bewilligungspflicht befreit. 

Der im NÖ Sammlungsgesetz 1974 angelegte Schutz der Bevölkerung vor einer er-

heblichen Belästigung durch Sammler wird durch die Bestimmungen über die Bettelei 

im § 1a NÖ Polizeistrafgesetz sowie den Regelungen des Sicherheitspolizeigesetzes 

weiterhin gewährleistet. Im Sinne der Deregulierung soll daher das NÖ Sammlungs-

gesetz 1974 aufgehoben werden.  

 



Das Gesetz über Jagd- und Fischereiaufseher wird gänzlich aufgehoben. Die ent-

sprechenden Bestimmungen betreffend Jagdaufseher werden in § 65 des NÖ Jagd-

gesetzes 1974 und betreffend Fischereiaufseher in § 17 Abs. 4 des NÖ Fischerei-

gesetzes aufgenommen und an die geltende Rechtslage angepasst. 

 

Das NÖ Deregulierungsgesetz 2025 setzt einen klaren Schritt in Richtung einer 

modernen, digitalen und bürgernahen Verwaltung. Es schafft effizientere Strukturen, 

reduziert die Verfahrensdauer und Verwaltungskosten, erhöht die Transparenz 

staatlichen Handelns und stärkt damit sowohl das Vertrauen der Bevölkerung als 

auch die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts.  

 

Datenschutz-Folgenabschätzung 

Systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgänge, 

Zwecke sowie berechtigte Interessen  

Mit dem NÖ Deregulierungsgesetz 2025 wird das Ziel verfolgt, Verwaltungsverfahren 

effizienter, schneller und bürgernäher zu gestalten, insbesondere die verstärkte 

Nutzung der elektronischen Einbringung soll dazu beitragen. Zentrale Elemente des 

NÖ Deregulierungsgesetzes 2025, die eine Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten zur Folge haben, sind insbesondere  

• die vereinfachte elektronische Einbringung von Anbringen,  

• sowie die auf der Homepage des Landes Niederösterreich (www.noe.gv.at) zur 

Verfügung gestellten Formulare. 

Die durch dieses Gesetzesvorhaben berührten Normen sehen unterschiedliche 

Rechtfertigungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten vor: diese sind 

einerseits explizite Abschnitte des jeweiligen Gesetzes, die insbesondere Personen-, 

Daten- und Empfängerkategorien festlegen (NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014), 

NÖ Jagdgesetz 1974 (NÖ JG)), andererseits implizit durch den Zweck des Gesetzes 

und der verpflichtenden Anwendung der weiteren datenschutzrechtlichen Bestim-

mungen wie DSG und DSGVO vorgegebene „Rechtsprinzipien“. Diese Art der Recht-

fertigung von Datenverarbeitungstätigkeiten entspricht somit entweder Art. 6 Abs. 1 

lit. c1 oder lit. e2 DSGVO.  

 
1 „Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der Verantwortliche unterliegt“ 



Insbesondere für den zweiten Fall können betroffene Personen-, Daten- und 

Empfängerkategorien nur generisch3 angegeben werden: 

1. Einbringer von Anträgen, Gesuchen, Anzeigen, Beschwerden und sonstigen 

Mitteilungen, die im Wirkungsbereich des Auftraggebers schriftlich, mündlich 

oder telefonisch eingebracht werden und einer Erledigung bedürfen oder 

Adressaten einer amtswegigen Geschäftstätigkeit, 

2. Identifikationsdaten, Kontaktdaten, Prozessdaten, Inhaltsdaten zu einge-

brachten Mitteilungen, Erledigungsdaten sowie personenbezogene Daten der 

besonderen Kategorien; hier hat der oder die Verantwortliche den Grundsatz 

der „Datenminimierung“ (Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO) besonders zu beachten 

und deren Verwendung im Rahmen der Datenübermittlung auf ein Minimum 

zu beschränken, sowie  

3. Alle Personen und Einrichtungen, die im Rahmen der Geschäftstätigkeit zu 

befassen sind, bzw. die Stammzahlenregisterbehörde im Rahmen ihrer 

Befugnisse nach dem E-Government-Gesetz. 

Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungs-

vorgänge  

Zu dem in diesem Gesetzesvorhaben zentralen Zweck, der Etablierung der elektro-

nischen Einbringung von Mitteilungen durch Tätigkeiten einer dem Land Niederöster-

reich zuzurechnenden Stelle in Anspruch nehmenden „betroffenen Person“ ist eine 

automatisierte Verarbeitung von personenbezogenen Daten erforderlich. Es ist davon 

auszugehen, dass, sofern eine Übermittlung von personenbezogenen Daten an die 

betroffene Person oder einen weiteren Empfänger erfolgt, dies nach Art. 6 bzw. 9 

DSGVO rechtmäßig ist. Diese Prüfung hat, sofern seitens des oder der Ver-

antwortlichen das Erfordernis dafür gesehen wird, ebenfalls anlassbezogen aus der 

Sicht des Einzelfalls durch die Verantwortliche oder den Verantwortlichen im Sinne 

von Art. 4 Z 7 DSGVO zu erfolgen.  

Zur Überprüfung, ob für diesen Verarbeitungsvorgang eine Datenschutz-Folgen-

abschätzung erforderlich ist, sind die Bestimmungen des Art. 35 DSGVO und die 

 
2 „Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem 

Verantwortlichen übertragen wurde“ 

3 Diese orientieren sich an „SA029 Aktenverwaltung (Büroautomation)“ der bereits außer Kraft getretenen Verordnung des Bundeskanzlers über 

Standard- und Musteranwendungen nach dem Datenschutzgesetz 2000 (Standard- und Muster-Verordnung 2004 – StMV 2004), BGBl. II Nr. 



darauf basierenden Verordnungen der Datenschutzbehörde heranzuziehen. Eine 

Ausnahme nach der Verordnung der Datenschutzbehörde über die Ausnahmen von 

der Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA-AV), BGBl. II Nr. 108/2018, liegt nicht 

vor, somit ist für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten eine Datenschutz-

Folgenabschätzung durchzuführen. Die Anlage DSFA-A20 dieser Verordnung kann als 

Ausnahmebestimmung nicht für die Gesamtheit aller nach diesem Gesetz 

erforderlichen Datenverarbeitungstätigkeiten herangezogen werden. Zwar kann es 

sich bei den Verarbeitungen nach den novellierten Gesetzen um ein „Aktenverfahren“ 

handeln; da dies aber ausschließlich zur generischen Illustration der erfolgenden 

Datenverarbeitungstätigkeit verwendet wird, da insbesondere die Verarbeitung von 

Daten der besonderen Kategorien nicht ausgeschlossen ist, ist eine Datenschutz-

Folgenabschätzung erforderlich. 

 

Risiken 

Risiken, die bei der Verarbeitung und Übermittlung von personenbezogenen Daten 

und besonderer Kategorien personenbezogener Daten bestehen, werden insbeson-

dere durch die strikte Einhaltung der Erfassungs- und Bearbeitungsvorgaben mini-

miert. Die zwingend anzuwendenden datenschutzrechtlichen Normen (Art. 5, 6, 24, 

25, 32 DSGVO, §§ 4 und 6 DSG sehen vor, dass die Verarbeitung personenbezogener 

Daten nur bei Sicherstellung der Vertraulichkeit personenbezogener Daten im Sinne 

datenschutzrechtlicher Bestimmungen zu erfolgen hat (vgl. Grundsatz der Ver-

arbeitung von personenbezogenen Daten „Integrität und Vertraulichkeit“; vgl. Art 5 

Abs. 1 lit. f DSGVO): 

Als Risiken werden insbesondere in Erwägungsgrund 85 der DSGVO genannt:  

­ „physische, materielle oder immaterielle Schäden“, „unbefugte Aufhebung der 

Pseudonymisierung“,  

­ „Rufschädigung“, „Identitätsdiebstahl oder -betrug“, „finanzielle Verluste“, 

„Verlust der Vertraulichkeit bei Berufsgeheimnissen“ oder „erhebliche 

wirtschaftliche oder gesellschaftliche Nachteile“:  

Die Verwirklichung dieser Risiken bzw. Nachteile ist eher unwahrscheinlich, weil mit 

den Strafbestimmungen des vierten bis sechsten sowie zweiundzwanzigsten 

 
312/2004 idF BGBl. I Nr. 120/2017 bzw. an „DSFA-A20 Aktenverwaltung (Büroautomation) und Verfahrensführung“ der Verordnung der 

Datenschutzbehörde über die Ausnahmen von der Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA-AV), BGBl. II Nr. 108/2018. 



Abschnitts des besonderen Teils des Strafgesetzbuches – StGB, BGBl. Nr. 60/1974, 

sowie den allenfalls anzuwendenden dienstrechtlichen Bestimmungen, wie beispiels-

weise dem Disziplinarrecht, wirksame Vorkehrungen gegen die unrechtmäßige 

Verarbeitung von Daten und somit gegen das Entstehen von physischen, materiellen 

oder immateriellen Schäden bestehen. Wer die jeweiligen Daten missbraucht, geht 

angesichts der gerichtlichen Strafdrohung selbst ein sehr hohes Risiko ein.  

Sofern hier wirtschaftliche Aspekte berührt sein können, ist dies zu identifizieren und 

nachvollziehbar festzuhalten. Sofern hier eine ausreichende Dokumentation erfolgt, 

ist bei der Verarbeitung oder Übermittlung nicht mit finanziellen Verlusten zu 

rechnen.  

Da bei der Erstellung eines IT-Systems die Grundsätze „privacy by default“ bzw. 

„privacy by design“ seitens der oder des Verantwortlichen zu beachten sind, sodass 

im Ergebnis technisch ausreichend sichere Kommunikationsmöglichkeiten 

(https://noe.gv.at/noe/Kontakt-

Landesverwaltung/Mailverkehr_mit_der_NOe_Landesverwaltung.html) etabliert sind.  

­ „Verlust der Kontrolle über personenbezogene Daten“:  

Diese Risiken werden dadurch verringert, dass Art. 5 Abs. 2 DSGVO als unmittelbar 

anwendbaren Grundsatz die Rechenschaftspflicht vorsieht. Durch den Grundsätzen 

gemäß Art. 5 DSGVO entsprechende Protokollierungs-, Datensicherheits- und 

Datensicherungskonzepte wird dieses Risiko geringgehalten.  

­ „Diskriminierung“:  

Dieses Risiko ist durch diverse Diskriminierungsverbote, die im Bundes- bzw Landes-

recht geregelt sind, ausgeschlossen.  

­ „Einschränkung der Rechte der betroffenen Personen“:  

Eine Einschränkung der Rechte der betroffenen Personen ist nicht vorgesehen 

(vgl. Art. 23 DSGVO).  

 

Abhilfemaßnahmen 

Als Maßnahmen zur Eindämmung von Risiken werden insbesondere in Erwägungs-

grund 78 der DSGVO genannt:  

­  „Minimierung der Verarbeitung personenbezogener Daten“ und 

„Verwendungsbeschränkung“:  



Grundsätzlich ist festzuhalten, dass aufgrund des für die rechtmäßige Verarbeitung 

der durch die betroffene Person eingebrachten Mitteilungen zu berücksichtigenden 

Rollenkonzeptes ausschließlich berechtigte Organe die personenbezogenen Daten 

und besonderen Kategorien personenbezogener Daten verarbeiten dürfen und daher 

überhaupt Zugang zu diesen Daten haben.  

Wie oben angeführt, wird durch die Verwirklichung der Grundsätze der Daten-

minimierung sowie der Speicherbegrenzung eine wirksame Maßnahme in diesem 

Sinne gesetzt. 

­  „schnellstmögliche Pseudonymisierung personenbezogener Daten“ (siehe 

auch Erwägungsgrund 28 DSGVO):  

Eine Pseudonymisierung der personenbezogenen Daten oder besonderer Kategorien 

personenbezogener Daten ist durch die Herstellung des Personenbezugs durch 

Verwendung des Konzepts des „bereichsspezifischen Personenkennzeichens“ (vgl. § 

9 E-Government-Gesetz – E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004) möglich. Dessen 

Verwendung soll bei der Umsetzung in IT-Systemen weitestgehend berücksichtigt 

werden. Andernfalls kann durch Verschlüsselung, sei es im Kommunikations- oder 

Datenspeicherungsbereich, ein äquivalenter Risikominimierungseffekt erreicht 

werden. 

­ „Transparenz in Bezug auf die Funktionen und die Verarbeitung personen-

bezogener Daten“ und „Überwachung der Verarbeitung personenbezogener 

Daten durch die betroffenen Personen“:  

Durch die explizite gesetzliche Regelung der Datenverarbeitung sowie deren Zwecke 

wird den Anforderungen der Transparenz bereits durch die Kundmachung der 

gesetzlichen Bestimmungen in hohem Maße Rechnung getragen. Gleiches gilt für die 

sich unmittelbar aus dem Grundsatz der Rechenschaftspflicht ergebende Proto-

kollierung sowie Dokumentation. Die aufgrund der Bestimmungen der DSGVO 

zwingend zu setzenden Transparenzmaßnahmen (Benennung eines Datenschutz-

beauftragten, Führung des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten) tragen zur 

Reduzierung der Manifestationswahrscheinlichkeit von Risiken bei. 

­ „Datensicherheitsmaßnahmen“ (Erwägungsgrund 83, Art. 32 DSGVO): 

Art. 32 DSGVO verpflichten die oder den Verantwortlichen und eine Auftragsver-

arbeiterin oder einen Auftragsverarbeiter gleichermaßen, technische und personelle 

Maßnahmen derart zu setzen, dass personenbezogene Daten oder besondere 



Kategorien personenbezogener Daten in einer Weise verarbeitet werden, die eine 

angemessene Sicherheit der Daten gewährleisten. Dadurch erfolgt ein entsprechen-

der Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtig-

tem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung. Damit 

wird auch dem Grundsatz der Integrität und Vertraulichkeit entsprochen.  

Effektive Datensicherheitsmaßnahmen sind Rollenkonzepte, die auch die eindeutige 

Identifikation des verarbeitenden Organs ermöglichen. Weiters trägt auch die Be-

nennung von Datenschutzbeauftragten maßgeblich zur Datensicherheit bei. Hinzu 

kommen beispielsweise entsprechende Schulungen, Handbücher sowie das Etab-

lieren von Datensicherheitskonzepten. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass von 

den Organen das Datengeheimnis gemäß § 6 Datenschutzgesetz – DSG, BGBl. I 

Nr. 136/2001, zu wahren ist. Durch die gesetzten Maßnahmen kommt es damit zu 

einer Erhöhung der Datensicherheit.  

 

Ergebnis  

Nach Art. 36 Abs. 1 DSGVO ist vor der Verarbeitung die Aufsichtsbehörde zu konsul-

tieren, wenn die Verarbeitung ein hohes Risiko zur Folge hat und die oder der Ver-

antwortliche keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos trifft.  

Da die Risikobewertung unter Berücksichtigung der gesetzten Maßnahmen ergeben 

hat, dass insgesamt für die Rechte und Freiheiten der oder des Betroffenen über-

schaubare Risiken bestehen, ist eine Konsultation der Aufsichtsbehörde nicht 

erforderlich. 

 

Zu Artikel 1 – Änderung der NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973) 

 

Zu Z 1 (§ 60 Abs. 1): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich im Bereich der 

Gesetzgebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Die Zuständigkeit des Landes 

Niederösterreich beruht dabei auf Art. 115 Abs. 2 B-VG in Verbindung mit Art. 118 

Abs. 4 B-VG und in Bezug auf die Kommunalsteuer und die Grundsteuer auf § 18 

Abs. 1 und § 20 Abs. 1 Finanzausgleichsgesetz 2024. Das ausdrückliche Ansprechen 

der Kommunalsteuer und der Grundsteuer ist erforderlich, da sonst im Hinblick auf 



die Rechtsprechung des VwGH der innergemeindliche Instanzenzug aufrecht bleibt 

(VwGH 31.1.2018, Ra 2016/15/0040). Die ebenfalls in § 20 Abs. 1 

Finanzausgleichsgesetz 2024 genannten Feuerschutzsteuer war dagegen nicht 

anzusprechen, da hier der Bundesgesetzgeber mit dem Feuerschutzsteuergesetz 

1952 Regelungen getroffen hat. 

 

Während daher für den gesamten Bereich der Landesgesetzgebung ein Ausschluss 

des innergemeindlichen Instanzenzuges erfolgt, ist es nichtsdestoweniger notwendig 

Regelungen für den innergemeindlichen Instanzenzug vorzusehen, da in Bundes-

gesetzen dieser weiterhin nicht ausgeschlossen werden kann, wie beispielsweise in 

der Straßenverkehrsordnung 1960. Hier ist dem Landesgesetzgeber für Bundes-

gesetze ein Ausschluss des innergemeindlichen Instanzenzuges verwehrt (siehe z.B. 

VwGH 31.1.2018, Ra 2016/15/0040, VwGH 12.11.2021, Ro 2019/04/0001; Giese in 

Kahl/Khakzadeh/Schmid [Hrsg] B-VG [2021] Art 118 Rz 26). 

 

Im NÖ Gemeindeverbandsgesetz, im NÖ Gemeindeärztegesetz 1977, im Gesetz über 

den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden und 

im NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetz wird dieser Instanzenzug klarstellend 

ebenfalls ausgeschlossen. Im NÖ Gemeindeärztegesetz 1977 und im Gesetz über den 

Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden wird 

dieser Ausschluss explizit wiederholt, um die bestehenden Bestimmungen möglichst 

unverändert zu lassen. Im NÖ Gemeindeverbandsgesetz und im NÖ 

Gemeindewasserleitungsverbandsgesetz erfolgt der Ausschluss durch Verweis auf § 

60 Abs. 1 NÖ GO 1973. 

 

Zu Z 2 (§ 126 Abs. 12): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026. 

Anhängige Verfahren sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Wenn 

demnach bis 31. Dezember 2025 ein verfahrenseinleitender Antrag gestellt wird, so 

ist gegen einen (aufgrund dieses Antrags) ergehenden Bescheid weiterhin das 

Rechtsmittel der Berufung zulässig. 

 



Zu Artikel 2 – Änderung des NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetzes 

(NÖ STROG) 

 

Zu Z 1 (§ 16 Abs. 1): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde im 

Bereich der Gesetzgebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Weiterführende 

Erläuterungen finden sich bei Artikel 1 Z 1.  

 

Zu Z 2 (§ 101 Abs. 13): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 3 – Änderung des NÖ Gemeindeverbandsgesetzes 

 

Zu Z 1 (§ 9 Abs. 5 Z 3): 

Aufgrund des Ausschlusses des in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehenen inner-

gemeindlichen Instanzenzuges im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde im Bereich 

der Landesgesetzgebung, war die Bestimmung über die Aufgaben des 

Verbandsvorstandes entsprechend zu adaptieren. 

 

Zu Z 2 (§ 14 Abs. 1): 

Durch diese gesetzliche Änderung wird der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, soweit 

dieser in die Gesetzgebungskompetenz des Landes fällt, ausgeschlossen. 

Weiterführende Erläuterungen finden sich bei Artikel 1 Z 1. 

 

Zu Z 3 (§ 35 Abs. 4): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026. 

Anhängige Verfahren sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Wenn 

demnach bis 31. Dezember 2025 ein verfahrenseinleitender Antrag gestellt wird, so 

ist gegen einen (aufgrund dieses Antrags) ergehenden Bescheid weiterhin das 

Rechtsmittel der Berufung zulässig. 

 



Zu Artikel 4 – Änderung des NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetzes 

(NÖ GWLVG) 

 

Zu Z 1 (§ 6 Abs. 5 Z 3): 

Aufgrund des Ausschlusses des in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehenen inner-

gemeindlichen Instanzenzuges im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde im Bereich 

der Landesgesetzgebung, war die Bestimmung über die Aufgaben des 

Verbandsvorstandes entsprechend zu adaptieren. 

 

Zu Z 2 (§ 16 Z 2 lit. a): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich im Bereich der 

Gesetzgebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Nähere Erläuterungen hierzu 

finden sich in Artikel 1 Z 1.  

 

Zu Z 3 (§ 18 Abs. 8): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026. 

Anhängige Verfahren sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Wenn 

demnach bis 31. Dezember 2025 ein verfahrenseinleitender Antrag gestellt wird, so 

ist gegen einen (aufgrund dieses Antrags) ergehenden Bescheid weiterhin das 

Rechtsmittel der Berufung zulässig. 

 

Zu Artikel 5 – Änderung des Gesetzes über den Gemeindewasserleitungs-

verband der Triestingtal- und Südbahngemeinden 

 

Zu Z 1 (§ 28): 

Die Wassergebührenordnung des Gemeindewasserleitungsverbandes ist die letzte 

Gebührenordnung der Gemeinden und Verbände die von der Landesregierung vor 

deren Kundmachung und Wirksamkeit zu genehmigen ist. Es soll nun die Gleich-

schaltung mit den übrigen Gebührenverordnungen der Gemeinden und Gemeinde-

verbände erfolgen. 

 



Die Verordnungsprüfung erfolgt nach § 88 NÖ Gemeindeordnung 1973 nach Ende 

der Kundmachungsfrist. Dadurch entfällt die bisherige Genehmigung durch die 

Landesregierung mit Bescheid. Dies führt sowohl beim Verband (bessere Planbarkeit, 

Wirksamkeitsbeginn unabhängig vom Land) als auch bei der Landesregierung (kein 

Bescheid) zu einer Verwaltungsvereinfachung und mehr Effizienz. 

 

Zu Z 2 (§ 32 Abs. 1): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich im Bereich der Gesetz-

gebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Weiterführende Erläuterungen 

finden sich bei Artikel 1 Z 1. 

 

Zu Z 3 (§ 35 Abs. 6): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026. 

Anhängige Verfahren sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Wenn 

demnach bis 31. Dezember 2025 ein verfahrenseinleitender Antrag gestellt wird, so 

ist gegen einen (aufgrund dieses Antrags) ergehenden Bescheid weiterhin das 

Rechtsmittel der Berufung zulässig. 

 

Zu Artikel 6 – Aufhebung des NÖ Sammlungsgesetzes 1974  

 

Das NÖ Sammlungsgesetz 1974 gilt für öffentliche Sammlungen. Dies ist eine an eine 

Mehrheit von Personen gerichtete Aufforderung zu einer freiwilligen Geld- oder 

Sachleistung. Sammlungen von Kirchen und Religionsgesellschaften, von Bettelorden, 

von politischen Parteien und Sammlungen, die in außerordentlichen Notständen vom 

Landeshauptmann angeordnet werden, sind dabei genauso wenig 

bewilligungspflichtig, wie die Versendung von Sammelaufrufen im Wege der Post - 

mit oder ohne Anschluss eines Posterlagscheines - sowie die Veröffentlichung von 

Sammelaufrufen in der Presse und im Rundfunk (sowie in digitalen Medien).  

 

Mit den im NÖ Sammlungsgesetz 1974 geregelten Straßen- und Haussammlungen 

wird seit Jahren nur mehr ein geringer Teil des gesamten Spendenaufkommens 

eingenommen. Ein wesentlicher Teil an Spenden erfolgt inzwischen über das Inter-



net, das Fernsehen, das Telefon oder per Postwurfsendung. Weitere Sammlungen, 

zum Beispiel im Rahmen wohltätiger Veranstaltungen, sind bereits durch das 

NÖ Sammlungsgesetz 1974 ausdrücklich von der Bewilligungspflicht befreit.  

 

Im Sinne der Deregulierung soll daher das NÖ Sammlungsgesetz 1974 aufgehoben 

werden. Angemerkt wird in diesem Zusammenhang, dass in vielen deutschen 

Bundesländern Aufhebungen der dortigen Sammlungsgesetze bereits vor mehr als 10 

Jahren erfolgten. 

 

Der im NÖ Sammlungsgesetz 1974 angelegte Schutz der Bevölkerung vor einer 

erheblichen Belästigung durch Sammler wird durch die Bestimmungen über die 

Bettelei im § 1a NÖ Polizeistrafgesetz sowie den Regelungen des Sicherheitspolizei-

gesetzes weiterhin gewährleistet. 

 

Mit einer Aufhebung des Gesetzes entfallen aber auch die bisher mit der Bewilli-

gungspflicht verbundene Prüfung einer Sammlung und die Möglichkeit in den 

Bewilligungsbescheid Vorschriften für die Durchführung der Sammlung aufzunehmen, 

soweit sie zur Überwachung der Sammlung und zur Verhinderung von Missbräuchen 

erforderlich erscheinen. Hierbei ist aber zu berücksichtigen, dass eine umfassende 

Kontrolle bereits im geltenden Sammlungsrecht nicht vollends sichergestellt war. So 

ist vor Erteilung einer Sammlungserlaubnis nur zu prüfen, ob der Sammlungsertrag 

für Zwecke verwendet werden soll, deren Förderung im öffentlichen Interesse liegt, 

und ob die ordnungsgemäße Durchführung der Sammlung und die 

bestimmungsgemäße Verwendung des Sammlungsertrages gewährleistet sein wird. 

 

Der Umfang der Verwendungsnachweisprüfung ist gesetzlich nicht geregelt. Der 

Sammlungsveranstalter hat jedoch auf Anforderung entsprechende Unterlagen über 

die Abrechnung der Sammlung vorzulegen. In der Regel findet im Rahmen dieser 

Prüfung eine Plausibilitätsprüfung in Bezug auf die Erfüllung des Sammlungszwecks 

statt. 

 

Durch die Etablierung des Österreichischen Spendengütesiegels können sich mittler-

weile potenzielle Spenderinnen und Spender auseichend über die Sammlungsorga-



nisationen informieren, welche mit denen ihnen anvertrauten Geldern sorgfältig und 

verantwortungsvoll umgehen und sicherstellen, dass Spendengelder zweckbestimmt 

und wirtschaftlich eingesetzt werden. Es darf daher durchaus in die Entscheidungs-

freiheit der oder des Einzelnen gelegt werden, wem sie oder er eine Spende zu-

kommen lässt.  

 

Auch die direkte Konfrontation mit den Sammlerinnen und Sammlern einer Organi-

sation bei Haus- und Straßensammlungen stellt heutzutage für die Bevölkerung kein 

Problem mehr dar. Aufgrund der an die heutige Gesellschaft gestellten vielfältigen 

Anforderungen im Alltag und des damit einhergehenden gewandelten Bürger-

bewusstseins ist jede Bürgerin und jeder Bürger in der Lage, auch in dieser Situation 

über die Gabe einer Spende verantwortungsbewusst und vor allem selbständig zu 

entscheiden. Zudem liegen insbesondere über die Organisationen, die regelmäßig 

sammeln und den überwiegenden Anteil der beantragten Sammlungen ausmachen, 

keinerlei Anhaltspunkte vor, die an deren Seriosität zweifeln lassen. Auch zukünftig 

ist zu erwarten, dass diese Sammlungen verantwortungsbewusst durchgeführt 

werden.  

 

Zu Artikel 7 – Änderung des NÖ Landes-Stiftungs- und Fondsgesetzes 

(NÖ LStFG) 

 

Zu Z 1 (§ 10 Abs. 1): 

In Anpassung an technische Entwicklungen wird vorgesehen, dass Eingaben an die 

Stiftungs- und Fondsbehörde zu Satzungen und Satzungsänderungen von Stiftungen 

und Fonds künftig alternativ auch in elektronischer Form erfolgen dürfen. Bei elektro-

nischer Einbringung entfällt das Vorlageerfordernis der Satzung bzw. der Satzungs-

änderung in mehrfacher Ausfertigung. Eine Ausfertigung der Genehmigung kann von 

der Behörde auch elektronisch übermittelt werden.   

 

Zu Z 2 (§ 10 Abs. 2 Z 1): 

Mit dieser Änderung soll klargestellt werden, dass sich der Sitz der Stiftungen und 

Fonds, welche nach dem NÖ LStFG eingerichtet sind, an einem Ort im Bundesland 

Niederösterreich befinden muss. 



Zu Z 3 (§ 11a Abs. 3): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend elektronische Verfahrensabwicklung.   

 

Zu Z 4 (§ 13 Abs. 5): 

Die bisherige Z 1, welche die Änderungen in der Anlegungsart des Stammvermögens 

regelte, entfällt. Aufgrund der doppelten Normierung in § 12 Abs. 1, wonach Ände-

rungen in der Anlegung des Stammvermögens zulässig sind, wenn dadurch keine 

Wertminderung eintritt versus Abs. 5 Z 1 (alt), wonach die Genehmigung zu erteilen 

ist, wenn keine Wertminderung des Stammvermögens zulässig ist, hat der Genehmi-

gungstatbestand Z 1 (alt) in der Vollzugspraxis keinen Anwendungsbereich und wird 

bereinigt. 

 
Zu Z 5 (§ 16 Abs. 4): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend elektronische Verfahrensabwicklung.   

 

Zu Z 6 (§ 27 Abs. 1): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend elektronische Verfahrensabwicklung.  

 

Zu Z 7 (§ 27 Abs. 2 Z 1): 

Siehe die Erläuterung zu Z 2 betreffend Sitz der Stiftung bzw. des Fonds.  

 

Zu Z 8 (§ 28a Abs. 3): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend elektronische Verfahrensabwicklung.  

 

Zu Z 9 (§ 33 Abs. 3): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend elektronische Verfahrensabwicklung.  

 

Zu Z 10 (§ 38 Abs. 3 erster Satz): 

In Abs. 3 wird zur Verwaltungsvereinfachung die Abschaffung der Registerbescheide 

vorgesehen, sodass die Stiftungs- und Fondsbehörde nur mehr die nach diesem 

Gesetz zu erlassenden Bescheide einzutragen hat (z.B. Satzungsänderung, 

Umwandlung oder Auflösung), da die Verweisung auf die nach Abs. 2 angeführten 

Verfügungen der Behörde entfällt. Die Verweisung hatte zur Folge, dass auch alle 



Namens- und Adressänderungen von Vertretungsorganen der Stiftungen/Fonds und 

Änderungen der Adresse der Stiftung/Fonds zur Eintragung ins Stiftungs- und Fonds-

register mit Bescheid zu erledigen waren. Da auch andere Bundesländer (z.B. Tirol, 

Vorarlberg oder Salzburg) für solche formalen Änderungen keine Notwendigkeit einer 

Bescheiderlassung sehen, soll auch im Bundesland Niederösterreich mangels einer 

solchen davon Abstand genommen werden. 

 

Zu Z 11 (§ 41 Abs. 3): 

Die ausdrückliche Anführung des Sitzes der Stiftungen oder Fonds im Bundesland 

Niederösterreich erfolgt in Anlehnung an die landesgesetzlichen Stiftungs-und 

Fondsgesetze der anderen Bundesländer, welche diese Klarstellung in ihre Gesetze 

aufgenommen haben. Aus legistischer Vorsicht wird zusätzlich eine Übergangs-

bestimmung vorgesehen.  

 

Zu Z 12 (§ 43 Abs. 2): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 8 – Änderung des NÖ Naturschutzgesetzes 2000 (NÖ NSchG 

2000) 

 

Zu Z 1 (§ 31 Abs. 2): 

Gegenwärtig sieht § 31 Abs. 2 im Zusammenhang mit naturschutzbehördlichen 

Bewilligungsverfahren die Übermittlung von Antragsunterlagen in dreifacher Papier-

ausfertigung vor. Diese Bestimmung soll hinkünftig um die Möglichkeit der digitalen 

Antragstellung erweitert werden: Der vorliegende Entwurf berücksichtigt dies durch 

die entsprechende Anpassung des § 31 Abs. 2. Durch die Änderung wird klargestellt, 

dass sämtliche Anbringen auch in elektronischer Form eingebracht werden können 

und diesfalls die Verpflichtung zur Vorlage der Unterlagen in dreifacher Ausfertigung 

entfällt. 

 

§ 31 Abs. 2 NÖ NSchG 2000 sieht ua. vor, dass Antragsteller den Nachweis darüber 

zu erbringen haben, dass die beantragte Bewilligung nicht einem rechtswirksamen 

überörtlichen oder örtlichen Raumordnungsprogramm widerspricht. Hintergrund der 



Bestimmung ist, dass keine naturschutzbehördlichen Bewilligungsverfahren für Vor-

haben geführt werden sollen, für welche mit hoher Wahrscheinlichkeit eine (allfällig) 

erforderliche baubehördliche Bewilligung aufgrund mangelnder Widmungskonformität 

versagt werden müsste (Verfahrensökonomie). Der Nachweis, dass kein Widerspruch 

vorliegt, ist als Antragsunterlage vorzulegen. Grundsätzlich ist bei der Nichtvorlage 

des Nachweises mit einem Verbesserungsauftrag gemäß § 13 Abs. 3 des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 -  AVG vorzugehen. In der Praxis führt die 

Bestimmung jedoch immer wieder zu Schwierigkeiten im Vollzug und mitunter 

großem Aufwand der Naturschutzbehörden aufgrund der gebotenen inhaltlichen 

Prüfung von Bestätigungen der Widmungskonformität und Befassung mit 

sachfremden bau- und raumordnungsrechtlichen Fragen und soll vor diesem Hinter-

grund entfallen.  

 

Zu Z 2 (§ 38 Abs. 13): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderung mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 9 – Änderung des NÖ Campingplatzgesetzes 1999 

 

Zu Z 1 (§ 1 Abs. 1): 

Das NÖ Campingplatzgesetz 1999 wurde zuletzt mit Beschluss des NÖ Landtages 

vom 19. Juni 2001, LGBl. Nr. 5750-1, novelliert. Die in der Zwischenzeit erfolgten 

weitreichenden Änderungen im niederösterreichischen Bau- und Raumordnungsrecht 

finden im Gesetzestext des NÖ Campingplatzgesetzes 1999 keine Berücksichtigung. 

Es ist daher die Berichtigung verwendeter Gesetzesverweise, sowie die 

Berücksichtigung der Umgestaltung des Anzeigeverfahrens gemäß der NÖ Bau-

ordnung 2014 (NÖ BO 2014) erforderlich. Es erfolgt die Berichtigung der verwende-

ten Gesetzeszitate. 

 

Zu Z 2 (§ 2 Abs. 2): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich im Bereich der Gesetz-

gebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Durch den Wegfall der Berufungs-

instanz auf Gemeindeebene erfolgt eine wesentliche Beschleunigung der Verfahren, 



sowie eine Verringerung des Aufwandes bei den Gemeinden. Derzeit ist gegen einen 

Bescheid der Behörde erster Instanz binnen 2 Wochen (§ 63 Abs. 5 AVG) eine 

Berufung an die Behörde zweiter Instanz möglich und kann gegen die Entscheidung 

der Behörde zweiter Instanz Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben 

werden. Für die ab 1. Jänner 2026 eingeleiteten Verfahren entfällt die zweite Instanz 

und ist gegen die Entscheidung der Behörde binnen 4 Wochen (§ 7 Abs. 4 VwGVG) 

Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht möglich.  

 

Der Behörde steht es gemäß § 14 Abs. 1 VwGVG frei, den angefochtenen Bescheid 

innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde zurück-

zuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung).  

 

Zu Z 3 (§ 3): 

Abs. 1: Bei der Errichtungsanzeige für einen Campingplatz soll die Einbringung aller 

erforderlichen Unterlagen im elektronischen Wege möglich und zulässig sein. 

 

Abs. 2: Das Gesetzeszitat wird auf den aktuellen Stand der NÖ BO 2014 angepasst, 

wobei die nach der Bauordnung geltenden anzeigerelevanten Verfahrensbestim-

mung, welche sich nunmehr in § 15 Abs. 3 bis Abs. 7 NÖ BO 2014 finden, auch für 

das NÖ Campingplatzgesetz gelten sollen.  

 

Zu Z 4 (§ 12 Abs. 3): 

Die Novelle soll am 1. Jänner 2026 in Kraft treten. Anhängige Verfahren sind nach 

der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Das bedeutet, dass gegen einen Unter-

sagungsbescheid aufgrund einer Anzeige, welche vor dem 1. Jänner 2026 bei der 

Behörde eingelangt ist, noch das Rechtsmittel der Berufung zulässig ist.  

 

Zu Artikel 10 – Änderung des NÖ Landeskulturwachengesetzes 

 

Zu Z 1 (§ 3 Abs. 2 vierter Spiegelstrich entfällt): 

Der Entfall der Angabepflicht des örtlichen Dienstbereichs im Dienstausweis stellt 

eine Erleichterung für die Wachorgane und Behörden dar. Die Bezirksverwaltungs-

behörden haben weiterhin über alle bestätigten und beeideten Wachorgane einen 



nach dem Aufgabenbereich geordneten Landeskulturwachenkataster zu führen (siehe 

§ 5 NÖ Landeskulturwachengesetz). 

 

Zu Z 2 (§ 4 Abs. 2 letzter Satz entfällt): 

Durch Entfall der Angabepflicht des örtlichen Dienstbereichs im Dienstausweis hat die 

zuständige Behörde keine weiteren Eintragungen im Duplikat vorzunehmen. 

 

Zu Z 3 (§ 8 dritter Satz): 

Die Dienstbereiche sollen zukünftig nicht mehr im Dienstausweis eingetragen 

werden. In konsequenter Fortführung dieser Änderung müssen die Dienstausweise 

bei Zurücklegung eines Dienstbereichs nur dann geändert werden, falls diese – in vor 

der Novelle ausgestellten Dienstausweise – noch eingetragen sind. 

 

Zu Z 4 (§ 10 Abs. 4 und 5): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026. Dienstausweise, die bis zum Inkrafttreten des Landesgesetzes in der 

Fassung LGBl. Nr. XX/XXXX ausgestellt wurden, behalten weiterhin ihre Gültigkeit. 

 

Zu Artikel 11 – Änderung des NÖ Pflanzenschutzmittelgesetzes (NÖ PSMG) 

 

Zu Z 1 (§ 4 Abs. 14): 

Die Europäische Kommission hat mit der Durchführungsverordnung (EU) 2023/564 

detaillierte Vorschriften betreffend den Inhalt und das Format der von beruflichen 

Verwendern von Pflanzenschutzmitteln zu führenden Aufzeichnungen festgelegt. Die 

Verordnung sieht unter anderem vor, dass berufliche Verwender jede Verwendung 

eines Pflanzenschutzmittels grundsätzlich unverzüglich aufzuzeichnen haben. Werden 

diese Aufzeichnungen nicht direkt im vorgeschriebenen elektronischen Format (im 

Sinne des Artikels 2 Nummer 13 der Richtlinie (EU) 2019/1024 erstellt, müssen sie 

spätestens 30 Tage nach dem Datum der Verwendung des Pflanzenschutzmittels in 

ein solches Format umgewandelt werden. Was die Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln vor dem 1. Jänner 2030 betrifft, können die Mitgliedstaaten 

längere Fristen für die Umwandlung der Aufzeichnungen in das vorgeschriebene 

elektronische Format gewähren. Sämtliche Aufzeichnungen müssen jedoch vor dem 



31. Jänner des auf das Jahr der Verwendung des Pflanzenschutzmittels folgenden 

Jahres in dem vorgeschriebenen elektronischen Format vorliegen. Wird daher ein 

Pflanzenschutzmittel z.B. im April 2026 verwendet, sind die diesbezüglichen Auf-

zeichnungen bis spätestens 30. Jänner 2027 in das vorgeschriebene elektronische 

Format umzuwandeln. 

 

Von der Möglichkeit der Verlängerung der Frist für die Umwandlung in das vorge-

schriebene elektronische Format soll im höchstmöglichen Ausmaß Gebrauch gemacht 

werden. Dadurch soll insbesondere beruflichen Verwendern von Pflanzen-

schutzmitteln, die noch nicht über die technischen Voraussetzungen verfügen, um 

ihre Aufzeichnungen direkt im vorgesehenen maschinenlesbaren Format zu erstellen, 

ein ausreichend langer Zeitraum für die Umwandlung gewährt werden. 

 

Zu Z 2 (§ 6 Abs. 2): 

Künftig soll die Anerkennung von Weiterbildungskursen anderer Veranstalter als der 

NÖ Landes-Landwirtschaftskammer formlos erfolgen können. Nur im Falle der Ver-

weigerung der Anerkennung eines Weiterbildungskurses soll von der NÖ Landes-

Landwirtschaftskammer ein Bescheid erlassen werden müssen. Weiters soll durch 

Festlegung einer Frist für die Bekanntgabe geplanter Weiterbildungskurse der 

NÖ Landes-Landwirtschaftskammer eine gewisse Vorlaufzeit für die administrative 

Abwicklung eingeräumt werden. Schließlich sollen Weiterbildungskurse, die bereits in 

einem anderen Bundesland anerkannt wurden oder dort als anerkannt gelten, im 

Sinne der Entbürokratisierung einheitlich anerkannt werden. 

 

Zu Z 3 (§ 20 Abs. 3): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderung des § 4 Abs. 14 mit 

1. Jänner 2026. Da die Durchführungsverordnung (EU) 2023/564 gemäß deren 

Artikel 5 erst ab diesem Datum gilt, ist eine entsprechende Schlussbestimmung 

erforderlich. § 4 Abs. 14 kann daher erst für Aufzeichnungen der Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln ab dem Jahr 2026 zur Anwendung kommen. Weiters regelt 

diese Bestimmung das Inkrafttreten der Änderung des § 6 Abs. 2 ebenfalls mit 1. 

Jänner 2026.  

 



Zu Artikel 12 – Änderung des NÖ Bienenzuchtgesetzes 

 

Zu Z 1 (§ 6): 

Die Einführung der verpflichtenden Wanderkarte für die Wanderung mit Bienen-

völkern erfolgte vor allem aus seuchenrechtlichen Gründen. Die Erfahrungen in der 

Praxis haben jedoch gezeigt, dass die Wanderkarte kaum dazu beigetragen hat, 

Bienenseuchen (wie z.B. die Amerikanische Faulbrut) effizient einzudämmen. 

Darüber hinaus wird die Vorgehensweise bezüglich der Bekämpfung solcher Seuchen 

nunmehr durch ein Bundesgesetz (Tiergesundheitsgesetz 2024 - TGG 2024) geregelt. 

Weiters sind Imker und Imkerinnen nunmehr gesetzlich verpflichtet, die Standorte 

ihrer Bienenstände – einschließlich Wanderbienenstände – in das 

Veterinärinformationssystem (VIS) einzugeben. Aus den angeführten Gründen 

können die Bestimmungen bezüglich der Wanderkarte im Sinne der Entbürokrati-

sierung entfallen. 

 

Zu Z 2 (§ 8 Abs. 1): 

Die Aufstellung eines Wanderbienenstandes ist wie bisher vorab dem Bürgermeister 

oder der Bürgermeisterin zu melden. Jede Aufstellung ist meldepflichtig. Das 

bedeutet, dass auch für den Fall, dass ein Wanderbienenstand jedes Jahr am selben 

Ort aufgestellt wird, für jede dieser Aufstellungen eine gesonderte Meldung erforder-

lich ist. Da die schriftliche Meldung der geplanten Bienenwanderung in jeder tech-

nisch möglichen Form im Sinne des § 13 Abs. 2 AVG zulässig ist, ist beispielsweise 

auch eine Meldung mittels E-Mail zulässig. Durch mündliche oder telefonische 

Meldungen wird die Meldepflicht nicht erfüllt. 

 

Zu Z 3 (§ 8 Abs. 2): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Entfall der Wanderkarte. 

 

Zu Z 4 (§ 12 Abs. 1 Z 6 entfällt): 

Da das Erfordernis betreffend die Wanderkarte entfällt, ist auch der diesbezügliche 

Straftatbestand obsolet. 

 



Zu Z 5 (§ 12 Abs. 1 Z 8): 

Da die Wanderkarte entfällt, war der gegenständliche Straftatbestand zu adaptieren.  

 

Zu Z 6 (§ 13 Abs. 2): 

Mit dem Entfall des Erfordernisses betreffend die Wanderkarte entfallen auch die 

diesbezüglichen Aufgaben der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer, die im über-

tragenen Wirkungsbereich besorgt wurden. 

 

Zu Z 7 (§ 14 Abs. 2): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 13 – Änderung des NÖ Jagdgesetzes 1974 (NÖ JG) 

 

Zu Z 1 (§ 12 Abs. 4): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, Drucksorten bzw. Formulare per Verord-

nung vorzugeben. Die bestehende Regelung hat zur Folge, dass jede Änderung der 

Drucksorte bzw. des Formulars einen Beschluss der NÖ Landesregierung erfordert 

und daher dementsprechend zeitaufwendig ist. Die Verordnungsermächtigung kann 

daher im Sinne der Entbürokratisierung entfallen. Es sind die auf der Homepage des 

Landes Niederösterreich (www.noe.gv.at) zur Verfügung gestellten Formulare zu 

verwenden. 

 

Zu Z 2 (§ 22 Abs. 1): 

Um dem technischen Fortschritt gerecht zu werden als auch zur Erzielung einer 

Verwaltungsvereinfachung und Kostenersparnis soll die Möglichkeit eingeräumt 

werden, die Einladungen elektronisch oder in jeder anderen technisch möglichen 

Weise zu übermitteln. Dies soll aber nur dann möglich sein, wenn das betreffende 

Mitglied des Jagdausschusses dieser Übertragungsart zugestimmt hat, um zu 

vermeiden, dass der Jagdausschuss Zustellungsarten gegen den Willen des einzelnen 

Ausschussmitgliedes wählt. Die Sanierung von Formmängeln betrifft ausschließlich 

das Gebot der Schriftlichkeit. 

 



Zu Z 3 (§ 34 Abs. 2): 

In Anbetracht des Umstandes, dass Sparurkunden in der heutigen Zeit immer rück-

läufiger werden, erscheint es zweckmäßig, den Erlag einer Kaution durch Abgabe 

einer Bankgarantie zeitgemäßer zu gestalten. Die Veranlassung einer Sperre durch 

die Bezirksverwaltungsbehörde ist somit nicht mehr erforderlich. Die Bankgarantie 

soll für die Laufzeit der gesamten Jagdperiode gelten. 

 

Zu Z 4 (§ 34 Abs. 5 entfällt): 

Durch die Einführung einer Bankgarantie und den Wegfall von Sparurkunden ist die 

Veranlassung der Löschung des Sperrvermerks nicht mehr erforderlich. 

 

Zu Z 5 (§ 37 Abs. 5): 

Durch die Änderung soll Jagdausschüssen ermöglicht werden zu beschließen, dass 

die vorgesehene Verwendung des nicht abgeholten bzw. überwiesenen Pacht-

schillings nicht eingeschränkt auf ein Jahr, sondern für einen längeren Zeitraum (wie 

z.B. mehrere Jagdjahre) Gültigkeit hat. Ein gefasster Beschluss betreffend die Ver-

wendung des Pachtschillings kann daher bis zum Ende der laufenden Jagdperiode 

auch wieder abgeändert werden, wobei das erhöhte Quorum jeweils einzuhalten ist. 

 

Zu Z 6 (§ 37 Abs. 9 letzter Satz): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, dass der Mindestbetrag der Pauschal-

entschädigung der Gemeinden von der NÖ Landesregierung per Verordnung fest-

gelegt wird. Als Service für die Gemeinden wird jedoch der jeweils aktuelle, valori-

sierte Betrag auf der Homepage des Landes Niederösterreich (www.noe.gv.at) 

veröffentlicht werden. 

 

Zu Z 7 (§ 60 Abs. 10): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, Drucksorten bzw. Formulare per Ver-

ordnung vorzugeben. Die bestehende Regelung hat zur Folge, dass jede Änderung 

einer Drucksorte einen Beschluss der NÖ Landesregierung erfordert und daher 

dementsprechend zeitaufwendig ist. Die Verordnungsermächtigung kann daher im 

Sinne der Entbürokratisierung entfallen. Es sind die auf der Homepage des Landes 

Niederösterreich (www.noe.gv.at) zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden. 



Zu Z 8 (§ 64 Abs. 3): 

Das Gesetz über Jagd- und Fischereiaufseher, LGBl. 6560-0, regelt die Rechte der 

Aufsichtsorgane im Jagd- und Fischereibereich. Die entsprechenden Bestimmungen 

betreffend Jagdaufseher werden in § 64 des NÖ Jagdgesetzes 1974 aufgenommen 

und das Gesetz über Jagd- und Fischereiaufseher wird gänzlich aufgehoben. 

 

Zu Z 9 (§ 70 Abs. 12): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, Drucksorten bzw. Formulare per Ver-

ordnung vorzugeben. Die bestehende Regelung hat zur Folge, dass jede Änderung 

der Drucksorte bzw. des Formulars einen Beschluss der NÖ Landesregierung 

erfordert und daher dementsprechend zeitaufwendig ist. Die Verordnungsermächti-

gung kann daher im Sinne der Entbürokratisierung entfallen. Es sind die auf der 

Homepage des Landes Niederösterreich (www.noe.gv.at) zur Verfügung gestellten 

Formulare zu verwenden. 

 

Zu Z 10 (§ 81 Abs. 1 erster Satz): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, Drucksorten per Verordnung vorzu-

geben. Die bestehende Regelung hat zur Folge, dass jede Änderung der Drucksorte 

einen Beschluss der NÖ Landesregierung erfordert und daher dementsprechend 

zeitaufwendig ist. Die Verordnungsermächtigung kann daher im Sinne der Entbüro-

kratisierung entfallen. Es sind die auf der Homepage des Landes Niederösterreich 

(www.noe.gv.at) zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden. Die 

Übermittlung des Abschussplans ist in einfacher Ausfertigung ausreichend. Die 

Unterlagen können weiterhin vorgelegt oder z.B. elektronisch an die Behörde 

übermittelt werden. 

 

Zu Z 11 (§ 81 Abs. 1a erster Satz): 

Die Unterlagen können weiterhin vorgelegt oder z.B. elektronisch an die Behörde 

übermittelt werden. Die Vorlage des Abschussplans ist in einfacher Ausfertigung 

ausreichend. Wenn die Unterlagen in elektronischer Form eingebracht werden, 

entfällt die Verpflichtung zu deren Vorlage in einfacher Ausfertigung. Es sind die auf 

der Homepage des Landes Niederösterreich (www.noe.gv.at) zur Verfügung 

gestellten Formulare zu verwenden. 



Zu Z 12 (§ 84 Abs. 1 erster Satz): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, Formulare und Drucksorten per Ver-

ordnung vorzugeben. Die Verordnungsermächtigung kann daher entfallen. Es sind 

die auf der Homepage des Landes Niederösterreich (www.noe.gv.at) zur Verfügung 

gestellten Formulare und Drucksorten zu verwenden. 

 

Zu Z 13 (§ 84 Abs. 5 erster Satz): 

Die Übermittlung der Abschussliste ist in einfacher Ausfertigung ausreichend. Da die 

Unterlagen in elektronischer Form eingebracht werden, entfällt die Verpflichtung zu 

deren Vorlage. Die Unterlagen können weiterhin vorgelegt oder z.B. elektronisch an 

die Behörde übermittelt werden. 

 

Zu Z 14 (§ 84 Abs. 5 neuer zweiter Satz): 

Zwischen den elektronischen Systemen des Landesjagdverbandes und den 

Bezirksverwaltungsbehörden soll eine elektronische Schnittstelle geschaffen werden, 

über die die Daten der Abschusslisten direkt übertragen werden können. Sobald 

dieser Datentransfer technisch möglich ist, können die Daten der Abschusslisten 

ebenfalls auf diesem direktesten Weg an die Behörde übermittelt werden. 

 

Zu Z 15 (§ 86 Abs. 1 erster Spiegelstrich entfällt): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, Drucksorten per Verordnung vorzu-

geben. Die bestehende Regelung hat zur Folge, dass jede Änderung einer Drucksorte 

einen Beschluss der NÖ Landesregierung erfordert und daher dementsprechend 

zeitaufwendig ist. Die Verordnungsermächtigung kann daher im Sinne der 

Entbürokratisierung entfallen. Es sind die auf der Homepage des Landes Nieder-

österreich (www.noe.gv.at) zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden. 

 

Zu Z 16 (§ 110 Abs. 5 entfällt): 

Derartige Anforderungen kommen in der Praxis kaum vor und ist eine derartige 

Unterstützung aufgrund der Möglichkeit zur Verwendung elektronischer Hilfsmittel 

nicht mehr erforderlich. 

 



Zu Z 17 (§ 123 Abs. 2): 

Es besteht keine (rechtliche) Notwendigkeit, Drucksorten per Verordnung vorzu-

geben. Die bestehende Regelung hat zur Folge, dass jede Änderung einer Drucksorte 

einen Beschluss der NÖ Landesregierung erfordert und daher dementsprechend 

zeitaufwendig ist. Die Verordnungsermächtigung kann daher im Sinne der 

Entbürokratisierung entfallen. Es sind die auf der Homepage des Landes Nieder-

österreich (www.noe.gv.at) zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden. 

 

Zu Z 18 (§ 141 Abs. 7): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026.  

 

Zu Z 19 (§ 142 Abs. 14): 

Aufgrund der Änderung des § 34 Abs. 2 und Aufhebung des § 34 Abs. 5 des 

NÖ Jagdgesetzes 1974 ist es erforderlich, eine Übergangsbestimmung für alte 

Pachtverträge mit Sparurkunden festzulegen. Die neue Fassung des § 34 Abs. 2 soll 

für Pachtverträge ab der nächsten Jagdperiode (ab 1. Jänner 2029) Anwendung 

finden und soll § 34 Abs. 5 mit Beginn der nächsten Jagdperiode außer Kraft treten. 

Das heißt, dass die geltende Rechtslage betreffend Kautionen bis zum Ende der 

derzeit laufenden Jagdperiode weiterhin anzuwenden ist. 

 

Zu Artikel 14 – Änderung des NÖ Fischereigesetzes 2001 (NÖ FischG 2001) 

 

Zu Z 1 (§ 17 Abs. 4): 

Das Gesetz über Jagd- und Fischereiaufseher, LGBl. 6560-0, regelt die Rechte der 

Aufsichtsorgane im Jagd- und Fischereibereich. Die entsprechenden Bestimmungen 

betreffend Fischereiaufseher werden in § 17 des NÖ Fischereigesetzes 2001 

aufgenommen und das Gesetz über Jagd- und Fischereiaufseher wird gänzlich 

aufgehoben. 

 

Zu Z 2 (§ 40 Abs. 5): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderung mit 1. Jänner 2026.  

 



Zu Artikel 15 – Aufhebung des Gesetzes über Jagd- und Fischereiaufseher 

 

Das Gesetz über Jagd- und Fischereiaufseher wird gänzlich aufgehoben. Die 

entsprechenden Bestimmungen betreffend Jagdaufseher werden in § 64 des 

NÖ Jagdgesetzes 1974 und betreffend Fischereiaufseher in § 17 Abs. 4 des 

NÖ Fischereigesetzes aufgenommen und an die geltende Rechtslage angepasst. 

 

Zu Artikel 16 – Änderung des NÖ Grundverkehrsgesetzes 2007 (NÖ GVG 

2007) 

 

Zu Z 1 (§ 24): 

Mangels gegenteiliger gesetzlicher Vorgaben ist über verfahrenseinleitende Anträge 

betreffend die Erteilung einer ausländergrundverkehrsbehördlichen Genehmigung 

ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber binnen sechs Monaten zu entscheiden 

(§ 73 Abs. 1 AVG). Die gleiche Frist gilt für die Entscheidung über Beschwerden 

gegen Bescheide betreffend eine ausländergrundverkehrsbehördliche Genehmigung 

(§ 34 Abs. 1 VwGVG). 

 

Ohne die Wahrung des Ziels des Ausländergrundverkehrs (siehe § 1 NÖ GVG 2007) 

zu gefährden, soll es bei Verfahren, die Rechtserwerbe (wie z.B. Übertragung von 

Eigentum) zu beruflichen Zwecken betreffen, zu einer beschleunigten Verfahrens-

führung kommen. Derartige Rechtserwerbe sollen daher zur Belebung der Wirtschaft 

und Industrie und zur Absicherung von Arbeitsplätzen prioritär vor Anträgen mit einer 

anderen Zweckverfolgung behandelt werden können. Um dies zu erreichen, soll 

betreffend Anträge auf ausländergrundverkehrsbehördliche Genehmigung von 

Rechtserwerben, die berufliche Zwecke verfolgen, die Verfahrensdauer sowohl vor 

der Verwaltungsbehörde als auch vor dem Landesverwaltungsgericht auf die Hälfte 

reduziert werden. 

 

Zu Z 2 (§ 40 Abs. 6): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderung mit 1. Jänner 2026.  

 



Zu Artikel 17 – Änderung des NÖ Forstausführungsgesetzes 

 

Zu Z 1 (§ 2 lit. d entfällt) und Z 2 (§ 3): 

Durch diese Neuregelung entsteht eine Deregulierung und Verminderung der 

Aufwände bei gleichzeitiger Beibehaltung der Rechtssicherheit. 

Für die Teilungen gemäß § 3 lit. a ist ein Gerichtsbeschluss oder eine entsprechende 

verbücherungsfähige Urkunde erforderlich. Für die Teilungen gemäß § 3 lit. b sind 

die Eintragungen der Benützungsabschnitte bzw. Nutzungen in der digitalen 

Katastralmappe bzw. im Grundbuch ausreichend. 

 

Zu Z 3 (Überschrift des VII. Hauptstückes): 

Die Überschrift des VII. Hauptstückes lautet nunmehr „Strafbestimmungen und 

Verfahrensvorschriften“ anstelle von „Strafbestimmungen“.  

 

Zu Z 4 (§ 25): 

Es können sämtliche Anbringen weiterhin vorgelegt oder – im Sinne der Entbüro-

kratisierung – auch elektronisch übermittelt werden. Wenn die Unterlagen in elektro-

nischer Form übermittelt werden, entfällt die Verpflichtung zu deren Vorlage in 

mehrfacher Ausfertigung. 

 

Zu Z 5 (Art. II): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten bzw. Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 18 – Änderung des NÖ Veranstaltungsgesetzes 

 

Zu Z 1 (§ 4 Abs. 1 Z 2 lit. c): 

Gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 lit. c sind Veranstaltungen vom Veranstalter bei der Bezirks-

verwaltungsbehörde anzumelden, wenn Filme auf Projektionsflächen von mehr als 

9 m² vorgeführt werden. Diese Bestimmung trifft im Wesentlichen Kinos (auch Auto-

kinos) aber nicht die Übertragung von Sportveranstaltungen oder sonstigen Liveüber-

tragungen (z.B. anlässlich von Fußball-Meisterschaften), da es sich hierbei nicht um 

Filme handelt. In diesen Fällen liegt die Zuständigkeit bei der Gemeinde. Um diese 



Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, soll die Zuständigkeit für alle Arten von Vorführun-

gen (sowohl Filme als auch Liveübertragungen) zur Gänze in die Zuständigkeit der 

Gemeinde fallen, was durch die Streichung von § 4 Abs. 1 Z 2 lit. c des NÖ Veran-

staltungsgesetzes erreicht wird 

 

Zu Z 2 (§ 9 erster Satz): 

In schriftlichen Ankündigungen von Veranstaltungen erscheint es ausreichend (wie in 

anderen Bundesländern), wenn bei juristischen Personen und eingetragenen Per-

sonengesellschaften die Bezeichnung und Sitz angeführt werden und dazu noch der 

Namen jener Personen, die zur Vertretung nach außen berufen sind. Eine weitere 

Angabe des Wohnorts der nach außen vertretungsbefugten Personen ist nicht not-

wendig, erfolgt in der Praxis ohnehin kaum und soll daher im Sinne einer Verein-

fachung/Deregulierung entfallen. 

 

Zu Z 3 (§ 10 Abs. 3 Z 2 lit. c): 

Gleiches wie in Z 1 gilt auch für die Betriebsstättenbewilligung der Veranstaltungs-

stätten, wobei aber zu berücksichtigen ist, dass durch die Bestimmung des § 10 Abs. 

2 Z 1 die Betriebsstättenbewilligung für Kinos üblicherweise von der Gemeinde erteilt 

wird. Die Anmeldung des Kinobetriebes hat aber dennoch bei der Bezirksverwal-

tungsbehörde zu erfolgen. Diese müssen im Rahmen des Anmeldeverfahren über-

prüfen, ob die Betriebsstättenbewilligung durch weitere Auflagen zu ergänzen ist.  

 

Um diese Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, soll die Zuständigkeit für alle Arten von 

Vorführungen (sowohl Filme als auch Liveübertragungen) zur Gänze in die Zustän-

digkeit der Gemeinde fallen, was durch die Streichung von § 4 Abs. 1 Z 2 lit. c und 

§ 10 Abs. 3 Z 2 lit. c des NÖ Veranstaltungsgesetzes erreicht wird. 

 

Zu Z 4 (§ 13): 

Derzeit bedürfen Filme, die zur Vorführung vor jungen Menschen bis zum vollendeten 

16. Lebensjahres bestimmt sind, einer Zulassung durch die Landesregierung. Diese 

Zulassung wird von der Abteilung Veranstaltungsangelegenheiten erteilt, wobei man 

in der Praxis die Alterskennzeichnung der Jugendmedienkommission (eine Service- 

und Informationseinrichtung des Bundesministeriums für Bildung) unkontrolliert 



übernimmt. Um hier den eigenen und nicht notwendigen Bewilligungsprozess nach 

dem NÖ Veranstaltungsgesetz zu vermeiden, soll nach dem Vorbild der Länder Tirol 

und Wien die Altersfreigaben der Jugendmedienkommission für ex lege verbindlich 

erklärt werden. 

 

Zu Z 5 (§ 14 Abs. 1 Z 9): 

Aufgrund des Entfalls der Notwendigkeit zur Anführung des Wohnortes oder gewöhn-

lichen Aufenthaltes der nach außen berufenen Person auf schriftlichen Ankündigun-

gen hatte eine Anpassung der Verwaltungsstrafbestimmung zu erfolgen.  

 

Zu Z 6 (§ 14 Abs. 1 Z 11): 

Aufgrund der vorgenommenen Änderungen waren die Strafbestimmungen 

entsprechend anzupassen. Siehe die Erläuterung zu Z 5. 

 

Zu Z 7 (§ 15 Abs. 4): 

Es wird ein Grammatikfehler (aktuell: „… kann die Räumung von Veranstaltungen zu 

verfügen …“) korrigiert. 

 

Zu Z 8 (§ 18 Abs. 2): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 19 – Änderung des NÖ Heilvorkommen- und Kurortegesetzes 

1978 

 

Zu Z 1 (§ 1 Abs. 11): 

Die Möglichkeit der Einbringung von Anbringen in elektronischer Form wird ausdrück-

lich normiert. Damit wird klargestellt, dass sämtliche Anbringen, wie insbesondere 

Anträge, Anzeigen, Mitteilungen etc. samt Beilagen alternativ auch im elektronischen 

Weg nach Maßgabe technischer Möglichkeiten eingebracht werden können. Die 

Möglichkeit der analogen Einbringung bleibt davon unberührt und ist somit weiterhin 

zulässig. Letzteres ist insbesondere relevant, wenn aus technischen Gründen eine 

analoge Einbringung geboten ist oder zweckmäßig erscheint. 

 



Zu Z 2 (§ 30 Abs. 3): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderung mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 20 – Änderung des NÖ Elektrizitätswesengesetzes 2005 

(NÖ ElWG 2005) 

 

Zu Z 1 (§ 6 Abs. 2): 

Antragsunterlagen (bzw. Pläne) können künftig, soweit technisch möglich, in 

elektronischer Form übermittelt werden. Die Möglichkeit der analogen Einbringung 

bleibt davon unberührt und ist somit weiterhin zulässig. 

 

Gleichzeitig dient die Änderung des § 6 Abs. 2 ElWG 2005 der Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung 

(EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 

des Rates (Art. 16 Abs. 3 letzter Satz Richtlinie (EU) 2018/2001 (RED II) idF. Richt-

linie (EU) 2023/2413 (RED III)), wonach Genehmigungsverfahren in elektronischer 

Form durchzuführen sind. 

 

Zu Z 2 (§ 6 Abs. 2 Z 4 entfällt): 

Zur Entbürokratisierung entfällt für die Antragsteller die Verpflichtung u.a. Namen 

und Anschriften der Grundstückseigentümer zu nennen, nachdem diese 

Informationen für die Behörde im Grundbuch und Geo-Informationssystemen 

verfügbar sind. 

 

Zu Z 3 (§ 6 Abs. 2 Z 8 entfällt): 

Vor dem Hintergrund der Entbürokratisierung entfällt für die Antragsteller die Ver-

pflichtung zur Übermittlung von planlichen Darstellungen, Fotomontagen, Beschrei-

bungen der Gestaltungscharakteristik sowie von perspektivischen Ansichten, zumal 

die bisherige Genehmigungspraxis gezeigt hat, dass die Beibringung jener Unterlagen 

regelmäßig nicht erforderlich wird und das Erscheinungsbild von Erzeugungsanlagen 



im Wesentlich ohnedies von der Art der genutzten Energiequelle (praktisch relevant: 

Wind und Sonnenenergie) vorgegeben ist. 

 

Zu Z 4 (§ 6 Abs. 2 Z 13 entfällt): 

Zur Entbürokratisierung entfällt für die Antragsteller die Verpflichtung zur Vorlage 

eines Verzeichnisses angrenzender Gemeinden und deren Flächenwidmungspläne, 

nachdem die Behörde diese Informationen selbst ermitteln kann. 

 

Zu Z 5 (§ 6 Abs. 4): 

Zusätzliche Ausfertigungen werden nur bei Übermittlung der Antragsunterlagen in 

Papierform erforderlich. Bei elektronischer Antragsstellung entfällt die Verpflichtung 

des Antragstellers zur Vorlage von zusätzlichen Ausfertigungen in Papier. 

 

Zu Z 6 (§ 6 Abs. 5): 

Anpassung des Zitates.  

 

Zu Z 7 (§ 6 Abs. 7 und 8): 

Abs. 7: 

Zur Straffung und Fokussierung von Genehmigungsverfahren sollen Antragsteller 

bereits in den Antragsunterlagen der Behörde am Beginn des Verfahrens bekannt 

geben, ob für Sie die Voraussetzungen für eine elektronische Zustellung vorliegen. 

Gleichzeitig dient § 6 Abs. 7 ElWG 2005 der Umsetzung der Richtlinie 

(EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 

zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und 

der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren 

Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (Art. 16 Abs. 3 

letzter Satz Richtlinie (EU) 2018/2001 (RED II) idF. Richtlinie (EU) 2023/2413 (RED 

III)), wonach Genehmigungsverfahren in elektronischer Form durchzuführen sind. 

Abs. 8: 

Nachdem eine klare Gliederung der Antragsunterlagen eine zügige Verfahrens-

führung begünstigt, sollen Antragsunterlagen bereits entsprechend strukturiert 

eingebracht werden. 

 



Zu Z 8 (§ 11 Abs. 1 Z 6): 

Anpassung des Zitates.  

 

Zu Z 9 (§ 11 Abs. 4): 

Das Erscheinungsbild von Erzeugungsanlagen hängt im Wesentlichen von deren Typ 

ab (praktisch relevant: Windkraft- und Photovoltaikanlagen). Im Sinne der 

Verfahrensbeschleunigung und Entbürokratisierung soll die Beurteilung der Orts- und 

Landschaftsbildverträglichkeit daher entfallen. 

 

Zu Z 10 (§ 55 Abs. 2 Z 3): 

Antragsunterlagen (bzw. Pläne) können künftig, soweit technisch möglich, in elektro-

nischer Form übermittelt werden. Die Möglichkeit der analogen Einbringung bleibt 

davon unberührt und ist somit weiterhin zulässig. 

 

Zu Z 11 (§ 75 Abs. 7): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026. 

 

Zu Artikel 21 – Änderung des NÖ Starkstromwegegesetzes 

 

Zu Z 1 (§ 6 Abs. 2): 

Antragsunterlagen können auch in elektronischer Form übermittelt werden. 

 

Zu Z 2 (§ 6 Abs. 2 lit. c): 

Zur Entbürokratisierung entfällt für Antragsteller die Verpflichtung im Grundstücks-

verzeichnis Namen und Anschriften der Grundstückseigentümer zu nennen, nachdem 

diese Informationen für die Behörde im Grundbuch verfügbar sind. 

 

Zu Z 3 (§ 6 Abs. 4): 

Weitere Ausfertigungen werden nur bei Übermittlung Antragsunterlagen in Papier-

form erforderlich. Bei elektronischer Antragsstellung entfällt die Verpflichtung des 

Antragstellers zur Vorlage von zusätzlichen Ausfertigungen in Papier. 

 



Zu Z 4 (§ 25 Abs. 8): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 22 – Änderung des NÖ Kleingartengesetzes 

 

Zu Z 1 (§ 12): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich im Bereich der Gesetz-

gebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Durch den Wegfall der Berufungs-

instanz auf Gemeindeebene erfolgt eine wesentliche Beschleunigung der Verfahren, 

sowie eine Verringerung des Aufwandes bei den Gemeinden. Derzeit ist gegen einen 

Bescheid des Bürgermeisters/ Magistrats (Behörde erster Instanz) binnen 2 Wochen 

(§ 63 Abs. 5 AVG) eine Berufung an den Gemeindevorstand/ Stadtsenat (Behörde 

zweiter Instanz) möglich und kann gegen die Entscheidung der Behörde zweiter 

Instanz Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden. Für die ab 1. 

Jänner 2026 eingeleiteten Verfahren entfällt die zweite Instanz und ist gegen die 

Entscheidung der Behörde binnen 4 Wochen (§ 7 Abs. 4 VwGVG) Beschwerde an das 

Landesverwaltungsgericht möglich.  

 

Der Behörde steht es gemäß § 14 Abs. 1 VwGVG frei, den angefochtenen Bescheid 

innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde zurück-

zuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung).  

 

Zu Z 2 (§ 14 Abs. 4): 

Die Novelle soll am 1 Jänner 2026 in Kraft treten. Anhängige Verfahren sind nach der 

bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Das bedeutet, dass gegen einen Bescheid 

noch das Rechtsmittel der Berufung zulässig ist, wenn ein Antrag bis 31. Dezember 

2025 gestellt wird. 

 



Zu Artikel 23 – Änderung des NÖ Gassicherheitsgesetzes 2002 (NÖ GSG 

2002) 

 

Zu Z 1 (§ 7 Abs. 2 Z 2): 

Zur Entbürokratisierung entfällt für die Antragsteller die Verpflichtung im Grund-

stücksverzeichnis Namen und Anschriften der Grundstückseigentümer zu nennen, 

nachdem diese Informationen für die Behörde im Grundbuch verfügbar sind.  

 

Zu Z 2 (§ 7 Abs. 2 Z 3 entfällt): 

Aus dem gleichen Grund wie in Z 2 entfällt die Verpflichtung für Antragsteller, 

Anträgen Grundbuchsabschriften beizulegen. 

 

Zu Z 3 (§ 7 Abs. 6): 

Mit dem neu eingeführten Abs. 6 wurde nun die Möglichkeit geschaffen, dass 

sämtliche Anbringen nun auch in elektronischer Form eingebracht werden können. In 

diesem Fall entfällt eine allfällige Verpflichtung zur Vorlage der Unterlagen in mehr-

facher Ausfertigung. 

 

Zu Z 4 (§ 20 Abs. 4): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 24 – Änderung des NÖ Straßengesetzes 1999 

 

Zu Z 1 (§ 2): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich im Bereich der Gesetz-

gebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Die Zuständigkeit des Landes 

Niederösterreich beruht dabei auf Art. 115 Abs. 2 B-VG in Verbindung mit Art. 118 

Abs. 4 B-VG. 

 

Die Novelle soll am 1. Jänner 2026 in Kraft treten. Anhängige Verfahren sind nach 

der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Das bedeutet, dass gegen einen Bescheid 



noch das Rechtsmittel der Berufung zulässig ist, wenn ein Antrag bis 31. Dezember 

2025 gestellt wird. 

 

Durch den Wegfall der Berufungsinstanz auf Gemeindeebene erfolgt eine wesentliche 

Beschleunigung der Verfahren sowie eine Verringerung des Aufwandes bei den 

Gemeinden. Derzeit ist gegen einen Bescheid der Straßenbaubehörde erster Instanz 

binnen 2 Wochen (§ 63 Abs. 5 AVG) eine Berufung an den Gemeinderat möglich und 

kann gegen dessen Entscheidung Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht 

erhoben werden. Für die ab 1. Jänner 2026 eingeleiteten Verfahren entfällt die 

zweite Instanz und ist dann gegen die Entscheidung der Behörde binnen 4 Wochen 

(§ 7 Abs. 4 VwGVG) eine Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht möglich.  

Der Behörde steht es gemäß § 14 Abs. 1 VwGVG allerdings frei, den angefochtenen 

Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde 

zurückzuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung).  

 

Zu Z 2 (§ 4 Z 3): 

Da eine mündliche Verhandlung gemäß § 12 NÖ Straßengesetz 1999 nur mehr 

fakultativ ist (siehe Z 5), ist die Bestimmung über die erste nachweisliche 

Information der Öffentlichkeit über ein konkretes Bauvorhaben anzupassen. Diese 

soll demnach auch jedenfalls mit der Kundmachung des Straßenbauvorhabens durch 

Anschlag an der Amtstafel der Gemeinden, in denen die Baumaßnahmen durch-

geführt werden sollen, der Verlautbarung in der für amtliche Kundmachungen der 

Behörde bestimmten Zeitung oder der Verlautbarung im elektronischen Amtsblatt der 

Behörde bereits vorliegen. Als Amtstafel gilt auch eine elektronische Amtstafel. 

 

Beispielsweise sind die Amtlichen Nachrichten Niederösterreich die offizielle Publi-

kation für Ausschreibungen, Kundmachungen und Verlautbarungen des Bundes-

landes Niederösterreich und somit eine für amtliche Kundmachungen der Behörde 

bestimmte Zeitung. Weitere Beispiele sind die Amtsblätter der Bezirkshauptmann-

schaften und die Gemeindezeitungen. 

Der Begriff „jedenfalls“ bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die Öffentlichkeit 

auch in einer anderen Form nachweislich über ein bestimmtes Straßenbauvorhaben 

erstmalig informiert werden kann. 



Umgekehrt soll eine öffentliche Straße nicht mehr vorliegen, wenn die Öffentlichkeit 

darüber erstmalig nachweislich informiert wird. Als derartige erste nachweisliche 

Information der Öffentlichkeit jedenfalls eine der zuvor angeführten Maßnahmen. 

 

Zu Z 3 (§ 7 Abs. 3): 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass eine zwingend durchzuführende mündliche Verhand-

lung oft nicht erforderlich ist. Die Behörden haben jedoch ohnedies die Möglichkeit, 

bei Bedarf eine mündliche Verhandlung samt Ortsaugenschein nach AVG durchzu-

führen  

 

Zu Z 4 (§ 12 Abs. 1): 

Es soll zum einen klargestellt werden, dass ausschließlich der Straßenerhalter gemäß 

§ 4 Z 6 eine Straßenbaubewilligung beantragen darf. Straßenerhalter ist das Land 

oder eine Gemeinde als Träger von Privatrechten, dem der Bau und die Erhaltung 

einer Straße oder eines Bestandteiles derselben obliegt. 

 

Weiters bedurfte bisher nur die Umgestaltung von öffentlichen Straßen keiner 

Straßenbaubewilligung, wenn die im Gesetz vorgesehenen Voraussetzungen vor-

gelegen sind. Zur Verwaltungserleichterung und als Deregulierungsmaßnahme soll 

dies nun auch für den Bau von öffentlichen Straßen unter denselben Voraus-

setzungen (Rechte von Parteien gemäß § 13 Abs. 1 Z 2 bis 5 werden nicht berührt 

oder nachweisliche Zustimmung der Parteien gemäß § 13 Abs. 1 Z 2 bis 5) gelten. 

 

Der Zeitpunkt für das Vorliegen einer öffentlichen Straße ergibt sich aus § 4 Z 3 mit 

der ersten nachweislichen Information der Öffentlichkeit über ein konkretes Straßen-

bauvorhaben. 

 

Zu Z 5 (§ 12 Abs. 3 und 4): 

Ein straßenrechtliche Bewilligungsverfahren ist ein Projektgenehmigungsverfahren, in 

dem über das Begehren des Antragstellers, wie es sich aus dem Ansuchen, den 

Plänen und der Beschreibung ergibt, abzusprechen ist (vgl. u.a die Erkenntnisse des 

VwGH vom 14. Oktober 2003, Zl. 2002/05/0307, vom 14. Oktober 2003, 

Zl. 2001/05/1171, und vom 6. Juli 2010, Zl. 2008/05/0067). Die Erfahrung hat 



gezeigt, dass eine zwingend durchzuführende mündliche Verhandlung oft nicht 

erforderlich ist. Die Behörden sollen aber die Möglichkeit haben, bei Bedarf eine 

mündliche Verhandlung samt Ortsaugenschein durchzuführen, um örtliche Gegeben-

heiten im Beisein der Parteien und der Nachbarn (z.B. die Gewährleistung eines 

bestehenden, dem bisherigen annähernd entsprechenden Zuganges, oder einer 

bestehenden, der bisherigen annähernd entsprechenden Zufahrt zum Grundstück, 

wenn das Grundstück über keinen anderen Zugang oder keine andere Zufahrt auf 

der Straße erreicht werden kann) ermitteln zu können.  

 

Sollte keine mündliche Verhandlung erforderlich sein, so sollen die Parteien und 

Nachbarn vom geplanten Vorhaben informiert werden (Verständigung gemäß § 12 

Abs. 3). Sollte eine mündliche Verhandlung durchgeführt werden, so kann die Ver-

ständigung nach § 12 Abs. 3 entfallen. 

Die Parteien und Nachbarn sollen durch die Verständigung nach § 12 Abs. 3 nicht in 

ihren Rechten geschmälert werden; im Gegenteil: durch die ausdrückliche Fest-

legung, dass sich die Parteien und Nachbarn umfassend durch Einsicht in die Unter-

lagen informieren dürfen, werden im Sinn einer Transparenz des Verfahrens auch 

jene miteinbezogen, die bislang keine Information erhalten hätten. Gleichzeitig wird 

festgelegt, wem in die Unterlagen in welcher Form Einsicht gewährt werden darf. 

 

Sind für die Beurteilung eines Projektes Sachverständigengutachten erforderlich, so 

sind diese bereits vor der nunmehr vorgesehenen Verständigung der Parteien und 

Nachbarn einzuholen und ist den verständigten Personen in diese auch Einsicht zu 

gewähren. (Ein allgemeines Fragerecht an bestimmte Sachverständige in einer Ver-

handlung wurde z.B. den Nachbarn bislang auch in der Judikatur nicht zugestanden.) 

Durch die Information bzw. durch allfällige Einwendungen soll es der Behörde jedoch 

möglich sein, allfällige Unstimmigkeiten zu erkennen.  

 

Die nachweisliche Information aller Parteien und Nachbarn im Sinne des § 13 Abs. 1 

über Straßenbauvorhaben ist im Hinblick auf die Fristsetzung für allfällige Stellung-

nahmen in Verbindung mit der Rechtzeitigkeit von Einwendungen und dem Verlust 

der Parteistellung wesentlich. 

 



Im Verständigungsverfahren sind Einwendungen ausschließlich in schriftlicher Form 

einzubringen. Dadurch entfällt auch eine allfällige Rüge, das mündliche Vorbringen 

wäre nicht richtig wiedergegeben worden. 

 

Für verspätet bei der Behörde einlangende Einwendungen gelten die Bestimmungen 

des AVG und können diese somit nicht mehr berücksichtigt werden. 

 

Die Gewährung des Parteiengehörs über nach der Verständigung vorliegende Ermit-

tlungsergebnisse und nachträglich abgegebene Gutachten ist im Rahmen des AVG 

verankert. Diesbezüglich reicht es aus, dieses (Parteien-)Recht wie im AVG nur jenen 

zuzugestehen, die rechtzeitig, also innerhalb der festgesetzten Frist, zulässige 

Einwendungen erhoben haben und damit Parteien sind. 

 

Gleichzeitig sollen Erleichterungen in Bezug auf die Verständigung von Miteigen-

tümern, die die Baubehörden z.B. bei Wohnhausanlagen vor große Herausforderun-

gen stellt und die mit der gegenständigen Regelung beabsichtigte Straffung und 

Beschleunigung der Verfahren unterläuft, geschaffen werden. Hierbei ist jedenfalls 

der angebrachte Vermerk über den Zeitpunkt der Verständigung – d.h. über den 

Aushang im Hausflur – maßgeblich für den Beginn des Fristenlaufs für allfällige 

Einwendungen. Allerdings treten die Rechtsfolgen wie bei der persönlichen Ver-

ständigung nur dann ein, wenn eine Kundmachung zusätzlich in geeigneter oder 

ortsüblicher Form erfolgt. 

 

Zu Z 6 (§ 13b Abs. 1): 

Die Entfernung von allen Landesstraßen (dh für Landesstraßen B und L), in der  

Neu-, Zu- und Umbauten sowie Anlagen jeder Art weder errichtet noch abgeändert 

werden dürfen, soll einheitlich für alle Landesstraßen nur mehr 10 Meter betragen. 

Dies stellt einerseits eine Erleichterung für Bürger dar, da der Bereich des Bauverbots 

bei Landesstraßen B um 5 Meter reduziert wird. Andererseits stellt diese Änderung 

auch eine Verwaltungsvereinfachung und Deregulierungsmaßnahme dar. 

 

Zu Z 7 (§ 17 Abs. 2 letzter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 3.  



Zu Z 8 (§ 27 Abs. 3): 

Die Novelle soll am 1. Jänner 2026 in Kraft treten. Anhängige Verfahren sind nach 

der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Das bedeutet, dass gegen einen Bescheid 

noch das Rechtsmittel der Berufung zulässig ist, wenn ein Antrag bis 31. Dezember 

2025 gestellt wird. 

 

Zu Artikel 25 – Änderung des NÖ Gemeindeärztegesetzes 1977 (NÖ GÄG 

1977) 

 

Zu Z 1 (§ 52): 

Die gegenständliche Gesetzesänderung bewirkt den Ausschluss des in Art. 118 Abs. 4 

B-VG normierten innergemeindlichen Instanzenzuges im eigenen Wirkungsbereich 

der Gemeinde, soweit dieser in die Gesetzgebungskompetenz des Landes fällt. Eine 

nähere Begründung hierzu findet sich in Artikel 1 Z 1. 

 

Zu Z 2 (§ 56 Abs. 5): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026. 

Anhängige Verfahren sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Wenn 

demnach bis 31. Dezember 2025 ein verfahrenseinleitender Antrag gestellt wird, so 

ist gegen einen (aufgrund dieses Antrags) ergehenden Bescheid weiterhin das 

Rechtsmittel der Berufung zulässig. 

 

Zu Artikel 26 – Änderung des NÖ Krankenanstaltengesetzes (NÖ KAG) 

 

Zu Z 1 (§ 87): 

Der bisherige § 87 war entfallen. Durch den § 87 neu wird die Möglichkeit der Ein-

bringung von Anbringen in elektronischer Form ausdrücklich normiert. Damit wird 

klargestellt, dass sämtliche Anbringen, wie insbesondere Anträge, Anzeigen, Mit-

teilungen etc. samt Beilagen alternativ auch im elektronischen Weg nach Maßgabe 

technischer Möglichkeiten eingebracht werden können. Die Möglichkeit der analogen 

Einbringung bleibt davon unberührt und ist somit weiterhin zulässig. Letzteres ist 

insbesondere relevant, wenn aus technischen Gründen eine analoge Einbringung 

geboten ist oder zweckmäßig erscheint. 



Zu Z 2 (§ 89c Abs. 16): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderung mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 27 – Änderung des NÖ Bestattungsgesetzes 2007 

 

Zu Z 1 (Überschrift des § 1): 

Die Überschrift wird in Hinblick auf die Ergänzung gemäß Z 2 angepasst. 

 

Zu Z 2 (§ 1 Abs. 3): 

Die Möglichkeit der Einbringung von Anbringen in elektronischer Form wird ausdrück-

lich normiert. Damit wird klargestellt, dass sämtliche Anbringen, wie insbesondere 

Anträge, Anzeigen, Mitteilungen etc. samt Beilagen alternativ auch im elektronischen 

Weg nach Maßgabe technischer Möglichkeiten eingebracht werden können. Die 

Möglichkeit der analogen Einbringung bleibt davon unberührt und ist somit weiterhin 

zulässig. Letzteres ist insbesondere relevant, wenn aus technischen Gründen eine 

analoge Einbringung geboten ist oder zweckmäßig erscheint. 

 

Zu Z 3 (§ 42 Abs. 4): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 28 – Änderung der NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014) 

 

Zu Z 1 (§ 2 Abs. 1): 

Mit dieser gesetzlichen Änderung wird der in Art. 118 Abs. 4 B-VG vorgesehene 

innergemeindliche Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich im Bereich der Gesetz-

gebungskompetenz des Landes ausgeschlossen. Die Zuständigkeit des Landes 

Niederösterreich beruht dabei auf Art 115 Abs. 2 B-VG in Verbindung mit Art. 118 

Abs. 4 B-VG.   

Durch den Wegfall der Berufungsinstanz auf Gemeindeebene erfolgt eine wesentliche 

Beschleunigung der Verfahren sowie eine Verringerung des Aufwandes bei den 

Gemeinden. Derzeit ist gegen einen Bescheid der Baubehörde erster Instanz binnen 

2 Wochen (§ 63 Abs. 5 AVG) bzw. in Abgabensachen binnen einem Monat (§ 245 

iVm § 288 BAO) eine Berufung an die Baubehörde zweiter Instanz möglich und kann 



gegen die Entscheidung der Baubehörde zweiter Instanz Beschwerde an das 

Landesverwaltungsgericht erhoben werden. Für die ab 1.1.2026 eingeleiteten Ver-

fahren entfällt die zweite Instanz und ist gegen die Entscheidung der Baubehörde 

binnen 4 Wochen (§ 7 Abs. 4 VwGVG) bzw. in Abgabensachen binnen einem Monat 

(§ 245 BAO) die Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht möglich.  

Der Behörde steht es gemäß § 14 Abs. 1 VwGVG frei, den angefochtenen Bescheid 

innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde zurück-

zuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). In Abgabensachen ist 

gemäß § 262 BAO mit einigen Ausnahmen eine verpflichtende Beschwerdevorent-

scheidung vorgesehen. 

Der Gemeindevorstand bzw. der Stadtsenat in Städten mit eigenem Statut ist zwar 

nicht mehr Baubehörde zweiter Instanz, jedoch weiterhin Oberbehörde. Unter den 

Voraussetzungen gemäß § 23 Abs. 9 NÖ BO 2014 ist dadurch wie bisher eine 

Nichtigerklärung von Bescheiden möglich. 

In zahlreichen Bestimmungen sind Anpassungen erforderlich, z.B. Entfall von Formu-

lierungen wie „erster Instanz“ oder „letztinstanzlicher Bescheid“. 

 

Zu Z 2 (§ 5 Abs. 2 erster Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges.  

 

Zu Z 3 (§ 5 Abs. 2a erster Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges. 

 

Zu Z 4 (§ 5 Abs. 2a dritter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges. 

 

Zu Z 5 (§ 5 Abs. 4): 

Festgehalten wird, dass in baupolizeilichen Verfahren nach § 29 (Baueinstellungen) 

die Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht keine aufschiebende Wirkung hat. 

 



Zu Z 6 (§ 10 Abs. 5 erster Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges.  

 

Zu Z 7 (§ 15 Abs. 4): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges.  

 

Zu Z 8 (§ 19 Abs. 3 zehnter Spiegelstrich entfällt): 

Siehe die Erläuterung zu Z 22 betreffend die Feststellung der Bebauungsweise und 

Bebauungshöhe.  

 

Zu Z 9 (§ 21 Abs. 2 letzter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges.  

 

Zu Z 10 (§ 22 Abs. 7 erster Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges.  

 

Zu Z 11 (§ 23 Abs. 8 zweiter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges.  

 

Zu Z 12 (§ 23 Abs. 9 zweiter und dritter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1 betreffend den Ausschluss des innergemeindlichen 

Instanzenzuges.  

 

Zu Z 13 (§ 24 Abs. 1 Z 1 erster Spiegelstrich): 

Da die auf positive Rechtsakte (Bewilligung bzw. keine Untersagung) bezogenen 

Regelungen für die Baubeginnsfrist für den Fall vorerst erfolgter Untersagungen 

unterschiedliche Interpretationen zulassen, soll klargestellt werden, wann diese Frist 

zu laufen beginnt, wenn das Landesverwaltungsgericht ein zunächst abgewiesenes 



Bauvorhaben bewilligt oder wenn in einem Anzeigeverfahren eine zunächst erfolgte 

Untersagung vom Landesverwaltungsgericht aufgehoben wird und das Vorhaben 

nunmehr ausgeführt werden darf.  

 

Es wird daher nun in § 24 Abs. 1 Z 1 für den Beginn der Baubeginnsfrist nicht mehr 

auf die Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides, sondern auf die Rechtskraft der 

Baubewilligung abgestellt, wodurch nun auch Baubewilligungen umfasst sind, welche 

durch Entscheidungen des Landesverwaltungsgerichtes erteilt werden. Die Berück-

sichtigung der Verfahrensdauer vor dem Landesverwaltungsgericht in § 24 Abs. 8 ist 

dadurch entbehrlich, da im Falle einer zulässigen Beschwerde an das Landesverwal-

tungsgericht die Rechtskraft erst nach dessen Entscheidung eintritt. 

 

Ein von einer Behörde erlassener Bescheid erwächst, wenn kein Rechtsmittelverzicht 

vorliegt, mit ungenutztem Ablauf der Beschwerdefrist in Rechtskraft (vgl. VwGH 

19.10.2021, Ro 2019/14/0006). Falls gegen eine Baubewilligung keine zulässige 

Beschwerde erhoben wird, beginnt die Baubeginnsfrist daher mit Ablauf der 4-wöchi-

gen Beschwerdefrist. Es verhindern nur rechtzeitige und zulässige Beschwerden die 

Rechtskraft. Falls die Baubewilligung mit Entscheidung des Landesverwaltungs-

gerichtes erteilt wird, beginnt die Baubeginnsfrist mit Zustellung dieser Entscheidung. 

Im Falle eines Rechtsmittelverzichtes oder einer Beschwerdezurückziehung tritt die 

Rechtskraft mit deren Einlangen bei der Behörde bzw. beim Landesverwaltungs-

gericht ein.  

 

Die Regelung betreffend aufschiebende Wirkung in § 5 Abs. 3 bleibt durch die Ände-

rung unberührt. Das bedeutet im Ergebnis, dass für den Lauf der Baubeginnsfrist der 

Zeitpunkt der Rechtskraft ausschlaggebend ist, mit der Ausführung des Vorhabens 

auf eigenes Risiko aber bereits früher begonnen werden darf, wenn die Behörde 

einer Beschwerde keine aufschiebende Wirkung zuerkennt.  

 

Zu Z 14 (§ 24 Abs. 2): 

Siehe die Erläuterung zu Z 13 betreffend die Frist des Baubeginns. 

 



Zu Z 15 (§ 24 Abs. 6): 

Siehe die Erläuterung zu Z 13 betreffend die Frist des Baubeginns. 

 

Zu Z 16 (§ 24 Abs. 8): 

Siehe die Erläuterung zu Z 13 betreffend die Frist des Baubeginns. 

 

Zu Z 17 (§ 38 Abs. 1 erster Satz): 

In den angeführten Bestimmungen ist bisher für das Eintreten von Abgabentat-

beständen die Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde nach § 2 Abs. 

1 ausschlaggebend. Ähnlich wie bei der Baubeginnsfrist soll einheitlich die 

Rechtskraft der Entscheidung (Baubewilligung, Grundabtretungsauftrag, Feststellung 

der erforderlichen und nicht herstellbaren KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze, 

Feststellung der erforderlichen und nicht herstellbaren Größe des Spielplatzes) für 

das Eintreten des Abgabentatbestandes wesentlich sein. Es wird dadurch vermieden, 

dass Abgabenbescheide bereits vor Rechtskraft der den Abgabenbescheid 

auslösenden Entscheidung ausgestellt werden müssen und z.B. bei Aufhebung einer 

Baubewilligung durch das Landesverwaltungsgericht die Aufhebung der Auf-

schließungs- oder Ergänzungsabgabe durch die Baubehörde erfolgen muss. 

 

Bei den Formulierungen wurde berücksichtigt, dass die Entscheidungen (bereits seit 

dem Jahr 2014) nicht immer durch Bescheid einer Behörde getroffen werden. Das 

Landesverwaltungsgericht kann auch inhaltlich entscheiden, sodass z.B. die Erteilung 

einer Baubewilligung nach Abweisung durch die Baubehörde oder die geänderte 

Festlegung einer Stellplatzverpflichtung durch Erkenntnis des Landes-

verwaltungsgerichts möglich ist. Weiters wurden in den §§ 63 Abs. 7, 65 Abs. 4 und 

66 Abs. 6 die Formulierungen des jeweils letzten Satzes so geändert, dass klarer 

dargestellt ist, dass sich dieser sowohl auf die Fälle des jeweils ersten Satzes 

(Feststellung im Rahmen des Baubewilligungsbescheides), als auch auf die Fälle des 

jeweils zweiten Satzes (Feststellung in einem eigenen Bescheid) bezieht. 

 

Zu Z 18 (§ 39 Abs. 1 erster Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 17, wonach die Rechtskraft der Entscheidung die Voraus-

setzung für das Eintreten des Abgabentatbestandes bildet. 



Zu Z 19 (§ 39 Abs. 3 erster Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 17, wonach die Rechtskraft der Entscheidung die Voraus-

setzung für das Eintreten des Abgabentatbestandes bildet.  

 

Zu Z 20 (§ 40 Abs. 1 zweiter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 17, wonach die Rechtskraft der Entscheidung die Voraus-

setzung für das Eintreten des Abgabentatbestandes bildet.  

 

Zu Z 21 (§ 42 Abs. 1): 

Siehe die Erläuterung zu Z 17, wonach die Rechtskraft der Entscheidung die Voraus-

setzung für das Eintreten des Abgabentatbestandes bildet.  

 

Zu Z 22 (§ 54 Abs. 1 bis 3): 

Die Feststellung der zulässigen Bebauungsweise und Bebauungshöhe bei Hauptge-

bäuden in Baulandbereichen ohne Bebauungsplan ist derzeit für die Bauwerber und 

die Baubehörden sehr aufwändig, insbesondere da häufig der Baubestand im Um-

gebungsbereich von 100 m näher untersucht werden muss. Gelegentlich sind auch 

die Ergebnisse dieser Untersuchung nicht aussagekräftig, z.B. wenn viele Gebäude 

im Umgebungsbereich keine gesetzliche Bebauungsweise erfüllen. Trotz umfang-

reicher Umgebungsuntersuchung kann von deren Ergebnissen gemäß § 54 Abs. 4 zur 

Wahrung des Charakters der Bebauung abgewichen werden, wodurch der Aufwand 

für die Erhebungen manchmal überflüssig werden kann. 

 

Es soll daher die Bestimmung des § 54 wesentlich vereinfacht werden und die Er-

hebungen hinsichtlich der Anordnung und Höhe der Hauptgebäude in der Umgebung 

entfallen. Zur besseren Übersichtlichkeit werden die Regelungen zur zulässigen 

Bebauungsweise in Abs. 1 und zur zulässigen Bebauungshöhe in Abs. 2 zusammen-

gefasst.  

 

Im Regelfall erfolgt nun die Festlegung, dass die offene Bebauungsweise und die 

Bauklassen I und II gelten, wobei nähere Ausnahmen angeführt werden und wie 

bisher andere Bebauungsweisen und Bauklassen gemäß § 54 Abs. 4 zur Wahrung 

des Charakters der Bebauung ausgeführt werden dürfen. Die offene Bebauungsweise 



und die Bauklassen I und II gelten bereits bisher gemäß § 54 Abs. 2, wenn in der 

Umgebung keine Bebauungsweise oder Bauklasse ableitbar ist. 

 

Wenn das Baugrundstück durch eine bestehende Bebauung mit einem Hauptge-

bäude bereits eine bewilligte Bebauungsweise und Bebauungshöhe aufweist und das 

Gebäude bestehen bleibt, so gilt gemäß den neuen § 54 Abs. 1 zweiter Satz und § 54 

Abs. 2 zweiter Satz die bisherige Bebauungsweise bzw. bisherige Bauklasse. Dies 

entspricht der derzeitigen Rechtslage, da gemäß § 54 Abs. 1 dritter Satz erster 

Spiegelstrich immer eine nicht zulässige Abweichung vorliegt, wenn das neue oder 

abgeänderte Hauptgebäude nicht der auf dem Baugrundstück bereits bewilligten 

Bebauungsweise und Bebauungshöhe (Bauklasse) entspricht, sofern dieses Gebäude 

weiterhin bestehen bleibt. Es besteht daher kein Wahlrecht zur Ausführung der 

offenen Bebauungsweise bzw. der Bauklassen I und II, wenn diese nicht der 

bestehen bleibenden Bebauung entsprechen. Es wird dadurch wie bisher sicher-

gestellt, dass auf einem Grundstück nur eine gesetzliche Bebauungsweise verwirk-

licht wird. So darf z.B. bei bestehenbleibender geschlossener Bebauungsweise an der 

Straßenfront kein freistehendes Hauptgebäude im rückwärtigen Bereich errichtet 

werden. Dies wäre nur möglich, wenn ein Bebauungsplan erlassen und dabei eine 

Regelung gemäß § 31 Abs. 3 erster Satz NÖ ROG 2014 getroffen würde. 

 

Für den Fall, dass die bisherige Bebauung nicht bestehen bleibt, wurde im neuen 

§ 54 Abs. 1 dritter Satz ein Wahlrecht aufgenommen, die bisher bewilligte Bebau-

ungsweise oder die offene Bebauungsweise auszuüben. Die offene Bebauungsweise 

ist wie bisher - bei Einhaltung der übrigen Bestimmungen wie z.B. § 49 Abs. 3a und 

§ 56 - immer möglich und kann bereits derzeit ohne Erhebung des Umgebungsbe-

reiches gemäß § 54 Abs. 1 letzter Satz erster Spiegelstrich ausgeführt werden. Im 

Gegensatz zur derzeitigen Rechtslage soll die bisherige Bebauungsweise nun unab-

hängig vom Umgebungsbereich und vom Weiterbestehen des bisherigen Gebäudes 

möglich sein. Durch die Wiedererrichtung eines Gebäudes entsprechend der bis-

herigen Bebauungsweise tritt keine Verschlechterung der Situation (z.B. Ortsbild oder 

Lichteinfall) ein und soll dies daher zulässig sein. Falls eine Gemeinde in derartigen 

Bereichen für den Fall der Wiedererrichtung eines Gebäudes eine andere 



Bebauungsweise erforderlich hält, steht es ihr frei, eine Regelung in einem 

Bebauungsplan zu treffen.  

 

Die Wahl der bestehenden Anordnung des Hauptgebäudes auf dem Grundstück 

gemäß § 54 Abs. 1 dritter Satz (neu) kann jedoch nur dann erfolgen, wenn es sich 

bei der bisherigen Anordnung auf dem Grundstück um eine gesetzliche Bebauungs-

weise im Sinne des § 31 Abs. 1 NÖ ROG 2014 handelt. Es wird in § 54 nur mehr der 

Begriff „Bebauungsweise“ verwendet. Gemäß der Definition in § 4 Z 11 ist die Bebau-

ungsweise die Festlegung der Anordnung der Hauptgebäude auf dem Grundstück 

(§ 31 Abs. 1 NÖ Raumordnungsgesetz 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden 

Fassung). 

 

Gemäß dem neuen § 54 Abs. 1 vierter Satz wird ähnlich dem bisherigen § 54 letzter 

Satz zweiter Spiegelstrich ermöglicht, die gekuppelte Bebauungsweise auszuführen, 

wenn auf einem Nachbargrundstück die gekuppelte Bebauungsweise durch bereits 

bestehende oder bewilligte Gebäude festgelegt ist. Die Ausführung der offenen 

Bebauungsweise entsprechend dem neuen § 54 Abs. 1 erster Satz ist in diesem Fall 

ebenfalls möglich und entspricht dem bisherigen § 54 letzter Satz erster Spiegel-

strich. Falls eine Gemeinde das Ankuppeln erforderlich hält, steht es ihr frei, eine 

Regelung in einem Bebauungsplan zu treffen. 

 

Für den Fall, dass die bisherige Bebauung nicht bestehen bleibt, wurde im neuen 

§ 54 Abs. 2 dritter Satz ein Wahlrecht aufgenommen, die bisher bewilligte Bebau-

ungshöhe (Bauklasse), die nächst niedrigere Bauklasse, die Bauklasse I oder die 

Bauklasse II auszuführen. Bereits bisher waren in diesen Fällen die Bauklassen I oder 

II ohne Erhebung des Umgebungsbereiches immer möglich (§ 54 Abs. 1 letzter Satz 

dritter Spiegelstrich). Die bisherige Bebauungshöhe sowie die nächst niedrigere 

Bauklasse (ähnlich dazu bisher § 54 Abs. 1 fünfter Satz) sollen nun unabhängig vom 

Umgebungsbereich ebenfalls möglich bleiben. Durch die Wiedererrichtung eines Ge-

bäudes mit selber Höhe tritt keine Verschlechterung der Situation (z.B. Ortsbild oder 

Lichteinfall) ein und soll dies daher zulässig sein. Falls eine Gemeinde für den Fall der 

Wiedererrichtung eines Gebäudes eine niedrigere Bebauungshöhe erforderlich hält, 

steht es ihr frei, eine Regelung in einem Bebauungsplan zu treffen. 



Mangels Prüfung des Umgebungsbereiches entfällt in § 54 Abs. 3 die bisherige 

Einfügung in Bindestrichen. 

 

§ 54 Abs. 4 bleibt unverändert bestehen, sodass zur Wahrung des Charakters der 

Bebauung von den Absätzen 1 bis 3 abgewichen und eine andere Bebauungsweise 

oder Bauklasse ausgeführt werden darf. Dies wird insbesondere in jenen Fällen 

vermehrt von Bedeutung sein, bei denen im Umfeld von unbebauten Grundstücken 

die geschlossene Bebauungsweise und/oder größere Bebauungshöhen bestehen. In 

diesen Fällen hätte zumeist nach der bisherigen Umgebungsprüfung die geschlossene 

Bebauungsweise bzw. eine die Bauklasse II überschreitende Bebauungshöhe 

ausgeführt werden können und kann dies weiter unter den Voraussetzungen des 

bestehen bleibenden § 54 Abs. 4 erfolgen. 

 

Mangels Notwendigkeit einer Einsichtnahme in die Bauakten für den Umgebungs-

bereich von 100 m konnte § 54 Abs. 5 NÖ BO 2014 gestrichen werden. Ebenso ist es 

nicht mehr erforderlich, dass die Baubehörde gemäß dem bisherigen § 19 Abs. 3 

zehnter Spiegelstrich Angaben über die Anordnung und Höhe der in der Umgebung 

bewilligten Hauptgebäude verlangt. 

 

Zu Z 23 (§ 54 Abs. 5 entfällt): 

Siehe die Erläuterung zu Z 22 betreffend die Feststellung der Bebauungsweise und 

Bebauungshöhe.  

 

Zu Z 24 (§ 63 Abs. 7 letzter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 17, wonach die Rechtskraft der Entscheidung die Voraus-

setzung für das Eintreten des Abgabentatbestandes bildet.  

 

Zu Z 25 (§ 65 Abs. 4 letzter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 17, wonach die Rechtskraft der Entscheidung die Voraus-

setzung für das Eintreten des Abgabentatbestandes bildet.  

 



Zu Z 26 (§ 66 Abs. 6 letzter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 17, wonach die Rechtskraft der Entscheidung die Voraus-

setzung für das Eintreten des Abgabentatbestandes bildet.  

 

Zu Z 27 (§ 70 Abs. 21): 

Die Novelle soll am 1. Jänner 2026 in Kraft treten. Anhängige Verfahren sind nach 

der bisherigen Rechtslage weiterzuführen. Das bedeutet, dass gegen einen Bescheid 

noch das Rechtsmittel der Berufung zulässig und die bisherige Fassung des § 54 

anwendbar ist, wenn ein Antrag bis 31. Dezember 2025 gestellt wird. 

 

Zu Artikel 29 – Änderung des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG 

2014) 

 

Zu Z 1 (Inhaltsverzeichnis): 

Anpassung des Inhaltsverzeichnisses an entfallenen und neuen Regelungsüber-

schriften. 

 

Zu Z 2 (§§ 7 bis 9 entfallen): 

Der Raumordnungsbeirat – ein politisch zusammengesetztes Gremium – hatte lange 

die Aufgabe, die Landesregierung in Form von Empfehlungen zu beraten. Die Be-

deutung hat mit den vergangenen Novellen des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 

insbesondere durch Einführung einer flexiblen und bedarfsgerechten Einberufung des 

Raumordnungsbeirates und Installierung der Regionalen Leitplanung als kooperativer 

Planungsprozess von Land und Gemeinden zur Abstimmung und Festlegung von 

Zielsetzungen sowie Maßnahmen zur überörtlichen Raumentwicklung, bei der 

Erarbeitung überörtlicher Raumordnungsprogramme stark abgenommen und ist 

dieses Gremium in den vergangenen Jahren daher auch nie zusammengetreten. Die 

Abschaffung wird voraussichtlich keine Auswirkungen auf die Erfüllung der Aufgaben 

der Landesregierung haben. 

 

Zu Z 3 (§ 13 Abs. 3): 

Die notwendigen Inhalte des örtlichen Entwicklungskonzeptes werden um jene Aus-

sagen, die aus den Planungsrichtlinien des § 14 Abs. 2 ausgegliedert werden, er-



gänzt. Dadurch werden die Inhalte des örtlichen Entwicklungskonzeptes von den 

Vorgaben für die Flächenwidmung konsequent getrennt. Es steht damit klar im Ent-

scheidungsbereich der Gemeinde, welche konkrete Ausprägung der Gemeinderat der 

Schwerpunktbildung, der Innenentwicklung, der Nutzung bestehender Infrastruktur 

der Grünraumausstattung für bestehende Siedlungsgebiete etc. geben möchte. Die 

Gemeinde muss sich im örtlichen Entwicklungskonzept diesbezüglich deklarieren. 

Im Einzelnen wurden folgende Bestimmungen aus den Planungsrichtlinien des § 14 

Abs. 2 entnommen und neu in den § 13 Abs. 3 NÖ ROG (Pflichtinhalte des Örtlichen 

Entwicklungskonzepts) übergeführt: 

- Die Planungsrichtlinie 1 (alt) aus dem § 14 Abs. 2 findet sich hinsichtlich der 

Forderung nach Aussagen zur Innentwicklung sowie zur Siedlungsverdichtung 

neu im zweiten Spiegelstrich bei den erforderlichen Aussagen zur Siedlungs- 

und Standortentwicklung bzw. hinsichtlich der Forderung zur effizienten 

Nutzung der Infrastruktur neu im dritten Spiegelstrich bei den erforderlichen 

Aussagen zur infrastrukturellen Entwicklung und Daseinsvorsorge. 

- Die Planungsrichtlinie 4 (alt) aus dem § 14 Abs. 2 mit der Forderung nach der 

Sicherung landwirtschaftlicher Produktionsflächen und geeigneter Standorte 

für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (wie etwa ausgesiedelte Betriebe 

mit Intensivtierhaltung) findet sich neu im vierten Spiegelstrich bei den 

erforderlichen Aussagen zur Sicherung des Grünlands. 

- Die Planungsrichtlinie 9 (alt) aus dem § 14 Abs. 2 mit der Forderung nach der 

Ermittlung und strategischen Sicherstellung des erforderlichen Ausmaßes an 

grüner Infrastruktur findet sich neu im fünften Spiegelstrich bei den erforder-

lichen Aussagen zur Energieversorgung und Klimawandelanpassung. 

- Die Planungsrichtlinie 19 (alt) aus dem § 14 Abs. 2 mit der Forderung zur 

Schwerpunktbildung an den am besten ausgestatteten Standorten findet sich 

neu im ersten Spiegelstrich bei den erforderlichen Aussagen zur Bevölke-

rungsentwicklung. 

Ebenfalls in den vierten Spiegelstrich zu den Aussagen zur Sicherung des Grünlands 

wird die Forderung nach Aussagen zur angestrebten Begrenzung der Flächeninan-

spruchnahme bzw. Versiegelung aufgenommen. Dieses Thema wird somit entspre-

chend seiner Wichtigkeit in umfassenderer Weise und an strategisch bedeutenderer 



Stelle platziert, als es in der ursprünglichen Planungsrichtlinie 3 (alt; neu: Planungs-

richtlinie 1) des § 14 Abs. 2 der Fall war (siehe auch Z 5).  

 

Zu Z 4 (§ 13 Abs. 5): 

Der Entfall des dritten Satzes dieser Bestimmung ist dadurch bedingt, dass die 

Bundesländer unter Federführung der Österreichischen Raumordnungskonferenz 

(ÖROK) ein eigenes Monitoring entwickelt haben und nun detailliertere Verpflichtun-

gen im § 25 Abs. 4 bestehen.  

 

Zu den inhaltlichen Anforderungen an die Pläne konnte die bisherige Formulierung 

dahingehend missverstanden werden, dass Nachverdichtungspotenziale (unabhängig 

von ihrer Realisierungschance) zu beleuchten sind. In einem derartigen Verständnis 

könnte theoretisch jedes Einfamilienhausgebiet durch Errichtung einer jeweils 

zweiten Wohneinheit „nachverdichtet“ werden, eine aktive Rolle der Ge-

meindeplanung besteht hier jedoch nicht. Eine effiziente Grundlagenerhebung in der 

Örtlichen Raumordnung sollte sich auf jene Flächen beschränken, in denen eine 

Nachnutzung und damit Nachverdichtung im Planungszeitraum absehbar ist. Das 

wäre beispielsweise dann der Fall, wenn die Aussiedlung eines Gewerbebetriebs 

bereits im Gange ist und ein künftiger Leerstand zu erwarten ist. 

 

Zu Z 5 (§ 14 Abs. 2): 

Im Jahr 2020 wurde versucht, die „örtlichen Entwicklungskonzept-Spielregeln“ durch 

die konsequente Verwendung der Formulierung „Bei der Entwicklung des Gemeinde-

gebiets…“ zu „markieren“. In der Praxis wurden diese Richtlinien in der Begutachtung 

für einzelne Umwidmungsfälle zur Anwendung gebracht, was damals nicht intendiert 

war und in einigen Fällen zu einem unnötigen Aufwand im Änderungsverfahren führ-

te. Daher sollen sämtliche Bestimmungen, die für das örtliche Entwicklungskonzept 

gelten, aus den Planungsrichtlinien für Flächenwidmungspläne herausgelöst werden 

und finden sich nun in § 13. Das örtliche Entwicklungskonzept soll weiterhin das zen-

trale strategische Planungsinstrument der Örtlichen Raumplanung der Gemeinde 

darstellen und wird dessen Bedeutung erhöht. Entsprechende Festlegungen im 

örtlichen Entwicklungskonzept können jedenfalls nachfolgende Änderungen des 

Flächenwidmungsplans begründen. Durch die Verschiebung der entsprechenden 



Bestimmungen aus den Planungsrichtlinien in die inhaltlichen Anforderungen des 

örtlichen Entwicklungskonzeptes soll zudem klargestellt werden, dass die Konkreti-

sierung der zentralen Themen (Innenentwicklung, Flächensparen, Siedlungsschwer-

punkte) der Raumentwicklung im Abwägungs- und Entscheidungsbereich der 

Gemeinde liegen.  

Insgesamt wird die Zahl der Planungsrichtlinien von derzeit 21 auf künftig 14 deutlich 

reduziert, womit neben den inhaltlichen Erleichterungen auch eine Effizienzsteige-

rung erreicht wird. 

 

Entfall Z 1: 

Die Bestimmung wurde in § 13 Abs. 3 übergeführt. 

 

Entfall Z 2: 

Die Regelungen hinsichtlich der Abschätzung des Baulandbedarfs finden sich nun in § 

25 Abs. 4, auf dessen Erläuterung hingewiesen wird. 

 

Z 1 (neu) ehemalige Z 3: 

Die „Sicherstellung möglichst flächensparender Inanspruchnahme“ war als Forderung 

zu weitreichend. Die Verpflichtung zur Anwendung von Maßnahmen zur 

flächensparenden Inanspruchnahme lässt der Gemeinde mehr Auslegungsspielraum. 

Mögliche Maßnahmen können sein: 

• Vertragliche Sicherstellung der (Mindest-)Anzahl an zu schaffenden 

Bauplätzen 

• Bebauungsplan mit Beschränkung der Bauplatzgrößen bzw. der Anteile 

zulässiger Versiegelung 

• Anordnung überdurchschnittlich großer Bauplätze in Randlage bzw. dort, wo 

sich das durch die gewählte Aufschließung günstig ergibt 

• Bebauungsplan mit höherer Bauklasse 

 

Entfall Z 4: 

Die in dieser Richtlinie enthaltenen Forderungen werden in die jeweils zutreffenden 

Planungsbestimmungen integriert. Die Forderung nach einer Sicherung landwirt-

schaftlicher Produktionsflächen und geeigneter Standorte für land- und forstwirt-



schaftliche Betriebe (wie etwa ausgesiedelte Betriebe mit Intensivtierhaltung) findet 

sich im § 13 Abs. 3 vierter Spiegelstrich unter den inhaltlichen Anforderungen an das 

ÖEK.  

Die Forderung nach der Sicherung von Standorten land- und forstwirtschaftlicher 

Betriebsstätten war schon bisher in der Planungsrichtlinie 12 (neu 8) enthalten und 

wird durch die Ergänzung in einem Klammerausdruck noch einmal explizit darauf 

hingewiesen.  

Die Forderung des vorrangigen Erhalts der gut geeigneten landwirtschaftlichen 

Flächen für die Flächenwidmung wird in die entsprechende Planungsrichtlinie 16 (neu 

12) ergänzt übernommen und darf auf die Anmerkungen dazu verwiesen werden.  

 

Z 2 (neu) ehemalige Z 5: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 5 wird in der neuen Z 2 unverändert über-

nommen. 

 

Z 3 (neu) ehemalige Z 6: 

Die Verpflichtung der funktionsgerechten Verkehrserschließung wird nun auf die 

Erstwidmung von Bauland eingeschränkt, damit in gewachsenen Ortskernen eine 

Nachverdichtung nicht an den historischen Straßennetzen und Grundstückskonfigu-

rationen scheitert. 

 

Z 4 (neu) ehemalige Z 7: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 7 wird in der neuen Z 4 unverändert über-

nommen. 

 

Z 5 (neu) ehemalige Z 8: 

Die bisherige Richtlinie richtet ihr Hauptaugenmerk auf die Neuaufschließung von 

Bauland. Sie stammt noch aus einer Zeit, als die Ortsplanung ihre Hauptaufgabe in 

der Außenentwicklung gesehen hat, die so kompakt als möglich gestaltet werden 

sollte. In der Novelle 2020 wurde der letzte Nebensatz angefügt, um der Weiterent-

wicklung bestehender Siedlungsgebiete auch dann entsprechende Legitimität zu 

verschaffen, wenn auf Grund der Ausgangssituation nicht lehrbuchmäßige Lösung 

erreicht werden können. Eine Neuformulierung dieser Richtlinie soll die Reihenfolge 



umdrehen: Im Ergebnis sollten zuerst die bereits bestehenden Siedlungsbereiche 

(sowohl hinsichtlich der bestehenden Infrastruktur als auch hinsichtlich der Nutzung 

bereits versiegelter Flächen) optimiert werden können und erst in zweiter Linie 

sollten neue Flächen aufgeschlossen werden. Damit wird dem Grundprinzip des 

„Innen vor Außen“ besser Rechnung getragen und den Zielsetzungen der 

bestmöglichen Nutzung bestehender Siedlungen sowie der Energieeffizienz (im Sinne 

der „grauen Energie“) gedient. Letzteres entspricht dem Grundsatz „Energieeffizienz 

an erster Stelle“ der EU- Energieeffizienzrichtlinie. 

   

Entfall Z 9: 

Die Bestimmung wurde in § 13 Abs. 3 übergeführt. 

 

Z 6 (neu) ehemalige Z 10: 

Die Bestimmung wird neu gefasst und entfallen zunächst die Erschütterungen, die im 

Widmungsverfahren nicht vorausschauend gesteuert werden können. Raumordnung 

kann die Störungsfreiheit keinesfalls im Alleingang „gewährleisten“, es kann jedoch 

verlangt werden, dass durch die Raumordnung die Störungsfreiheit „angestrebt“ 

wird. 

 

Z 7 (neu) ehemalige Z 11: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 11 wird in der neuen Z 7 unverändert über-

nommen. 

 

Z 8 (neu) ehemalige Z 12: 

Die Forderung nach der Sicherung von Standorten land- und forstwirtschaftlicher 

Betriebsstätten war schon bisher in der Planungsrichtlinie 12 enthalten und wird 

durch die Ergänzung in einem Klammerausdruck noch einmal explizit darauf 

hingewiesen.  

 

Z 9 (neu) ehemalige Z 13: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 13 wird in der neuen Z 9 unverändert über-

nommen. 

 



Z 10 (neu) ehemalige Z 14: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 14 wird in der neuen Z 10 unverändert über-

nommen. 

 

Z 11 (neu) ehemalige Z 15: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 15 wird in der neuen Z 11 unverändert über-

nommen. 

 

Z 12 (neu) ehemalige Z 16: 

Die Zielsetzungen der ehemaligen Planungsrichtlinie Z 4 zum Schutz von guten 

landwirtschaftlichen Böden soll in die neue Z 12 übernommen werden. Das betrifft 

sowohl die gut geeigneten Standorte land- und forstwirtschaftlicher Betriebe (wie 

etwa ausgesiedelte Betriebe mit Intensivtierhaltung) als auch Produktionsflächen mit 

guter Bonität. 

 

Z 13 (neu) ehemalige Z 17: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 17 wird in der neuen Z 13 unverändert über-

nommen. 

 

Entfall Z 18: 

Die Bestimmung wird in die Z 6 (neu) ehemalige Z 10 übergeführt und wird auf die 

Erläuterungen diesbezüglich verwiesen. 

 

Entfall Z 19: 

Die Bestimmung wurde in § 13 Abs. 3 übergeführt. 

 

Entfall Z 20: 

Die grundsätzliche Verpflichtung zur Abschätzung des Bevölkerungswachstums soll 

aber erhalten bleiben, und wird deshalb bei der allgemeinen Dokumentationspflicht 

in den § 25 Abs. 4 berücksichtigt.  

 



Z 14 (neu) ehemalige Z 21: 

Die ehemalige Planungsrichtlinie der Z 21 wird in der neuen Z 14 unverändert über-

nommen. 

 

Zu Z 6 (§ 20 Abs. 9 erster Satz): 

In der angeführten Bestimmung ist bisher für das Eintreten von Abgabentatbestän-

den die Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde nach § 2 Abs. 1 NÖ 

BO 2014 ausschlaggebend gewesen. Nunmehr soll einheitlich auf die Rechtskraft der 

Baubewilligung abgestellt werden, womit nun auch Baubewilligungen mitumfasst 

sind, welche durch Entscheidungen des Landesverwaltungsgerichts erteilt werden. Es 

wird dadurch vermieden, dass Abgabenbescheide bereits vor Rechtskraft der den 

Abgabenbescheid auslösenden Entscheidung ausgestellt werden müssen und z.B. bei 

Aufhebung einer Baubewilligung durch das Landesverwaltungsgericht die Aufhebung 

der Standortabgabe durch die Baubehörde erfolgen muss. Bei den Formulierungen 

wird somit berücksichtigt, dass die Entscheidungen (bereits seit dem Jahr 2014) nicht 

immer durch Bescheid einer Behörde getroffen werden. Das 

Landesverwaltungsgericht kann auch inhaltlich entscheiden, sodass z.B. die Erteilung 

einer Baubewilligung nach Abweisung durch die Baubehörde durch Erkenntnis des 

Landesverwaltungsgerichts möglich ist. 

 

Zu Z 7 (§ 24 Abs. 5 dritter Satz): 

Der Entfall der Verständigungspflicht der Interessensvertretungen für die Gemeinden 

im Sinn des § 119 der NÖ Gemeindeordnung 1973 führt für die Gemeinden zu einer 

Verringerung des Verwaltungsaufwandes und war in der Vergangenheit insbesondere 

nach neuen Wahlergebnissen eine potenzielle Fehlerquelle. Die praktische Bedeutung 

der Verständigung ist vernachlässigbar und wird der Entfall der Verständigungspflicht 

auf das Widmungsverfahren daher keinen entscheidenden Einfluss haben. 

 

Zu Z 8 (§ 24 Abs. 9a neu): 

Wurde der Entwurf zur Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms positiv 

begutachtet und das Ergebnis der Begutachtung der Gemeinde bereits mitgeteilt, 

entfällt die Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde und findet wie im beschleunig-

ten Verfahren nur eine abschließende Verordnungsprüfung statt, sofern die 



Beschlussfassung in Übereinstimmung mit dem positiv begutachteten Entwurf erfolgt 

und dies von einer fachlich geeigneten Person im Sinne des § 13 Abs. 4 bestätigt 

wird. Dies soll auch dann der Fall sein, wenn nur die positiv beurteilten Punkte 

beschlossen werden. Die Verlesungspflicht der mitgeteilten Versagungsgründe vor 

Beschlussfassung entfällt in diesem Fall mangels Relevanz.  

Dies bedeutet umgekehrt, dass ein Beschluss vor Einlangen der Mitteilung nach 

Abs. 5 oder das Fehlen der oben genannten Bestätigung die Anwendung der neuen 

Regelung ausschließt. 

 

Zu Z 9 (§ 25 Abs. 1): 

Die Änderungsanlässe für das Örtliche Raumordnungsprogramm werden neu für die 

unterschiedlichen Planungsinstrumente örtliches Entwicklungskonzept einerseits und 

Flächenwidmungsplan andererseits differenziert. Damit wird auch der unterschied-

lichen Bedeutung dieser beiden verschiedenen Planungsebenen entsprochen: 

während das örtliche Entwicklungskonzept als langfristiges strategisches Planungs-

dokument fungieren soll, stellt der Flächenwidmungsplan das taktische Planungs- 

und Entwicklungsinstrument dar, das für seine Wirksamkeit ein wesentlich höheres 

Ausmaß an Flexibilität und Anpassungsfähigkeit benötigt als in der Vergangenheit. 

 

Die Bedeutung des örtlichen Entwicklungskonzepts als strategische Grundlage für 

nachfolgende darauf basierende Widmungen wird somit weiter ausgebaut und dient 

der Stärkung vorausschauender Entwicklungen im Gemeindegebiet. Widmungen, die 

diese Schritte umsetzen sind aufgrund des evidenten Änderungsanlasses und des 

Entfalls der SUP - vorausgesetzt die damaligen Prüfergebnisse treffen noch zu –, 

rasch umsetzbar. 

 

Sollte tatsächlich im Einzelfall zur Vermeidung von erkennbaren Fehlentwicklungen 

oder Entwicklungsdefiziten eine Änderung des Flächenwidmungsplanes dringend 

erforderlich werden, ist auch dies möglich, wobei der Grund des dringenden Hand-

lungsbedarfs (in diesem Fall ohne die im Regelfall erforderliche entsprechende 

Abbildung in einem örtlichen Entwicklungskonzept) besonders ausführlich darzulegen 

sein wird. 

 



Als neuer Änderungsanlass für das örtliche Entwicklungskonzept wird der Ablauf des 

üblichen Planungshorizonts von 10 Jahren festgelegt. Dies entspricht auch der Praxis 

in anderen Bundesländern, die nach dem Ablauf einer vergleichbaren Frist sogar eine 

verpflichtende Revision des Planungsinstruments gesetzlich vorschreiben. 

 

Als neuer Änderungsanlass für den Flächenwidmungsplan wird einerseits die Aus-

weisung von Widmungen normiert, die einen Baubestand voraussetzen (Kellergasse, 

erhaltenswertes Gebäude), weil in diesen Fällen die Motivation für die Flächenwid-

mung immer nur im Einzelfall gesehen werden kann und die Anforderung des VfGH 

an die „wesentliche Änderung der Planungsgrundlagen“, die nicht bloß im Einzelfall 

das Anstreben neuer Ziele ermöglichen dürfen, sondern so „wesentlich“ sein müssen, 

dass sie das Anstreben neuer Ziele allgemeiner Art begründen können, nicht erfüllen 

können. 

 

Die anderen aufgezählten Widmungsarten betreffen Widmungen, die in der Praxis 

fast immer nur projektspezifisch festgelegt werden und gar nicht vorausschauend 

festgelegt werden können, weil eine Ausweisung derartiger Widmungen ohne kon-

kretes Projektinteresse sinnlos wäre und andererseits nicht vorhergesehen werden 

kann, wann und wo ein derartiges Projektinteresse auftritt. Fallweise wird eine der-

artige projektspezifische Erstwidmung ohnehin eine Variantenprüfung im Rahmen 

einer SUP erfordern, damit dem Ziel des Raumordnungsgesetzes „Zuordnung der 

Nutzungen an jene Standorte, die dafür die besten Eignungen besitzen“ Rechnung 

getragen werden kann. 

 

Auch in einem örtlichen Entwicklungskonzept kann eine Gemeinde bestenfalls 

festlegen, in welchen Bereichen des Freilandes derartige Widmungen, die in der 

Regel irgendeine Form der baulichen Tätigkeit nach sich ziehen, ausgeschlossen oder 

eher nicht erwünscht sind.  

 

Die Einschränkung dahingehend, dass diese Widmungen ausschließlich anstelle der 

Widmung Grünland-Land-und-Forstwirtschaft festgelegt werden dürfen, begründet 

sich daraus, dass damit einerseits nicht „versteckte Rückwidmungen“ erleichtert 

werden sollen und andererseits für solche Grünlandwidmungen, die echten Freihalte-



charakter haben (Grünland-Freihaltefläche, Grünland-Ödland, Grünland-Grüngürtel) 

in der Regel Planungsgrundlagen vorliegen, deren Änderung im Einzelfall zu begrün-

den sein wird.  

 

Zu Z 10 (§ 25 Abs. 1a): 

Siehe die Erläuterung zu Z 10 betreffend die Differenzierung der Änderungsanlässe 

für das Örtliche Raumordnungsprogramm für die unterschiedlichen Planungsinstru-

mente örtliches Entwicklungskonzept einerseits und Flächenwidmungsplan anderer-

seits.  

 

Zu Z 11 (§ 25 Abs. 4): 

Die Gemeinden sollen erst nach Abschluss aller offenen Genehmigungsverfahren mit 

einem neuerlichen beginnen dürfen und gleichzeitig vermehrt das beschleunigte Ver-

fahren gemäß § 25a, dies zudem unbeschränkt, nutzen. Mit Beginn des Verfahrens 

ist der erste Tag der Auflage, mit Abschluss desselben die erfolgte Kundmachung 

aller Änderungspunkte des jeweiligen Verfahrens oder eine Mitteilung der Gemeinde 

über die Einstellung des Verfahrens gemeint. Wurden einzelne Punkte noch nicht 

beschlossen, so kann in diesem Fall somit das Verfahren ausdrücklich eingestellt 

werden, wenn ein neues Verfahren beginnen soll. In diesem kann der zurückgestellte 

Punkt wiederaufgenommen werden. Ergänzungsbeschlüsse wie bisher sind nur noch 

bis zum Beginn eines neuen Genehmigungsverfahrens möglich. Dies bedeutet, dass 

die Gemeinde mit ausdrücklicher Einstellung eines Verfahrens die Möglichkeit hat, bei 

Bedarf frühzeitig ein neues Verfahren zu beginnen. So können zusätzliche Ände-

rungspunkte rasch weiterverfolgt werden. 

Gemäß der Bestimmung des § 53 Abs. 18 sollen Vorgängerverfahren bzw. noch 

anhängige Verfahren mit dem Auflagebeginn vor dem 1. Jänner 2027 bis zum 1. Juli 

2030 allerdings nicht als offene gelten. Es wird daher für die Frage der Zulässigkeit 

eines neuen Genehmigungsverfahrens in diesem Zusammenhang darauf abzustellen 

sein, ob der erste Tag der Auflage von Vorgängerverfahren bzw. noch anhängigen 

Verfahren vor diesem Zeitpunkt liegt.  

Die Gründe für die Anwendung des Genehmigungsverfahrens sollen im konkreten 

Einzelfall zusätzlich darlegt werden und die Akzeptanz des beschleunigten Verfahrens 

erhöhen, wobei die Nichtvorlage einer Bestätigung nach § 25a trotz Vorliegen der 



Voraussetzungen keinen Grund für die Nichtanwendung des beschleunigten 

Verfahrens darstellen kann. Die Anwendung der beschleunigten Verfahren, die 

bereits 2020 eingeführt wurden, ist bis dato zu gering und sollen diese Verfahren im 

Idealfall in den meisten Fällen die aufsichtsbehördliche Genehmigung ersetzen. Sie 

dienen der Verfahrensbeschleunigung und stärken die Eigenverantwortung der Ge-

meinden. Durch die Bestätigung der fachlich geeigneten Person ist sichergestellt, 

dass die Voraussetzungen eigenverantwortlich geprüft wurden. Die Beschränkung auf 

immer nur ein laufendes Genehmigungsverfahren ist letztlich auch notwendig, um 

die Entwicklung im Gemeindegebiet planvoll, verantwortungsbewusst und vor allem 

nachvollziehbar steuern zu können. Nach einer kurzen Anpassungsphase werden sich 

regelmäßige Intervalle ergeben, die sowohl den Gemeinden als auch den Behörden 

die Arbeit erleichtern. Ausgenommen sind Maßnahmen zur Umsetzung einer 

konkreten gesetzlichen Verpflichtung oder solche zur Gefahrenabwehr aus natur-

räumlichen Gründen. Gerade hier bietet sich aber auch das beschleunigte Verfahren 

an und ist dessen Anwendbarkeit auch in diesen Fällen zu prüfen und das Ergebnis 

darzustellen.  

Zudem sollen alle drei Jahre seit letztmaliger nachgewiesener Vorlage diesbezüglicher 

Unterlagen bei der Aufsichtsbehörde die angeführten Themen aufbereitet und 

dokumentiert werden. Bereits jetzt bestand ja die Verpflichtung diese Themen aufzu-

arbeiten und darzustellen (vgl. § 25 Abs. 4 2. Satz der Vorgängerbestimmung). Dies 

bedeutet nicht, dass die gesetzlichen Verpflichtungen gleichsam aufgeschoben 

werden, sondern soll eine periodische Berichtspflicht hinsichtlich der Erhebungen, 

dem Ergebnis und vor allem dem Umgang damit eingeführt werden. Dieses neu 

eingeführte feste Intervall ist auch bei Anwendung der beschleunigten Verfahren zu 

beachten.  

Die Vorgaben bezüglich der Verpflichtung zur Durchführung einer strategischen 

Umweltprüfung werden strukturiert dargestellt und ergänzt. Die Z 2 legt ergänzend 

ausdrücklich fest, dass bestimmte Grünlandwidmungsarten zur Gewinnung erneuer-

barer Energie ohne Durchführung einer strategischen Umweltprüfung festgelegt 

werden dürfen, sofern sich diese in überörtlich ausgewiesenen Zonen befinden: 

sowohl für die Photovoltaik als auch für die Windkraft wurden bereits diese Zonen-

ausweisungen im Sektoralen Raumordnungsprogramm einer SUP unterzogen. Die 

Ausweisung für die Photovoltaik erfolgte parzellenscharf im Maßstab 1:5.000 und die 



speziellen Bestimmungen des UVP-Gesetzes betreffend die Genehmigung von 

Windkraftanlagen machen eine Variantenprüfung auf kommunaler Ebene sinnlos, 

weil beispielsweise der Verzicht auf die Festlegung der Widmungsart Grünland-

Windkraftanlage durch die Gemeinde wirkungslos ist. Zusätzlich soll eine SUP nach 

der neuen Z 3 für die Weiterentwicklung kleiner Gebiete auf lokaler Ebene auch 

entfallen können, wenn die in dieser Bestimmung angeführten Voraussetzungen 

vorliegen. Diese Voraussetzungen wurden so gewählt, dass bestimmte Umwelt-

wirkungen a priori ausgeschlossen werden können und bestimmte besonders 

geschützte oder wertvolle Gebiete von dieser gesetzlichen SUP-Befreiung aus-

genommen sind. Auf Grund der Planungsrichtlinien im § 14 sind bestimmte Umwelt-

wirkungen auch ohne SUP-pflicht und damit ohne Variantenvergleich abzuschätzen 

und zu thematisieren (Verkehr, Orts- und Landschaftsbild, Artenschutz). Auch der 

Baulandbedarf wird dabei nicht aus den Augen verloren, weil dieser sowohl im 

Genehmigungsverfahren als auch im beschleunigten Verfahren gemäß den neuge-

fassten §§ 25 Abs. 4 und 25a jedenfalls spätestens alle drei Jahre entsprechend zu 

dokumentieren ist. § 25a sieht insofern auch eine ausdrückliche Bestätigung durch 

die fachlich geeignete Person vor und wird eine entsprechende Aussage auch im 

Genehmigungsverfahren bei mangelnder Aktualität der letzten Dokumentation ver-

langt werden können. Es ist daher weiterhin ausgeschlossen, dass bestehende 

Siedlungsbereiche und Betriebsgebiete beliebig erweitert werden. Für eine namhafte 

Zahl an Verfahren bedeutet das eine Beschleunigung, weil die Vorlage der 

Abschätzung über die Erforderlichkeit einer Strategischen Umweltprüfung (SUP-

Screening) entfällt und überdies der Weg ins genehmigungsfreie Verfahren nach 

§ 25a naheliegt. 

Im Hinblick auf Art. 3 Abs. 4 bis 6 iVm Art. 6 Abs. 3 der RL 2001/42/EG wurde der 

NÖ Umweltanwalt als Umweltbehörde bzgl. dieser Bestimmungen konsultiert und 

äußerte dieser keine Bedenken gegen den Gesetzesentwurf. 

 

Zu Z 12 (§ 25a): 

Die bisherigen Absätze 1 und 2 dieser Bestimmung wurden nun in einer gestrafften 

Regelung zusammengeführt. Ist keine strategische Umweltprüfung erforderlich und 

liegen überdies die angeführten Voraussetzungen vor, kann das Genehmigungs-

verfahren entfallen. Wie bisher sind daher die Baulandeignung und die Bauland-



reserven, der Bedarf und die kurzfristige Verfügbarkeit der neuen Baulandflächen zu 

dokumentieren. Gleichzeitig darf kein Widerspruch zu überörtlichen Festlegungen 

und aktuellen raumordnungsrechtliche Vorgaben bestehen und muss die Widmungs-

fläche außerhalb von naturschutzrechtlich relevanten Bereichen liegen. Auswirkungen 

auf den Artenschutz sind ebenfalls zu prüfen. Ebenso gilt wie bisher eine 

Größenbeschränkung für die Widmung von Wohnbauland und Betriebsgebiet, wobei 

sich diese aber nur auf den jeweiligen Widmungsbereich bezieht und diese daher in 

diesem Sinne keinesfalls zusammenhängende Bereiche darstellen dürfen. Das 

Vorliegen der aufgezählten Voraussetzungen ist entsprechend zu bestätigen. Darüber 

hinaus wird verdeutlicht, dass die Heranziehung des beschleunigten Verfahrens 

nunmehr auch dann zulässig ist, wenn in der Gemeinde kein örtliches 

Entwicklungskonzept verordnet ist. 

 

Ziel ist eine Erhöhung der Akzeptanz des beschleunigten Verfahrens, das bis dato nur 

sehr beschränkt angenommen wurde. Die Anwendung des beschleunigten Ver-

fahrens soll - soweit möglich - der Regelfall werden und die aufsichtsbehördliche 

Genehmigung nur ausnahmsweise und zudem nur nach Abschluss eines vorange-

gangenen Verfahrens stattfinden. Die Bestätigung durch fachlich geeignete Personen 

betont deren Verantwortung und führt letztlich zu vermehrten Festlegungen 

aufgrund eigenverantwortlicher Entscheidungen der Gemeinden. Diese wissen 

letztendlich - gestützt im Idealfall auf die Aussagen im verordneten örtlichen Ent-

wicklungskonzept - am besten, wie die Entwicklung der Gemeinde verlaufen soll.  

 

Zu Z 13 (§ 29 Abs. 2): 

Die Erlassung eines Bebauungsplans als wirksames Planungsinstrument steht der 

Gemeinde frei. Wird ein Außerkrafttreten dieser Regelungen nachfolgend als 

zielführender erachtet, soll eine ersatzlose Aufhebung derselben zulässig sein. 

 

Zu Z 14 (§ 30 Abs. 2 Z 22): 

Im Hinblick auf die fortschreitende Erderwärmung und die damit verbundene Ände-

rung des Klimas sind Maßnahmen zur Minderung der Auswirkungen insbesondere in 

dicht verbauten Bereichen unabdingbar. Eine weitreichende Ermächtigung soll die 

Vorschreibung sämtlicher begründeter wirksamen Maßnahmen und - soweit erforder-



lich - deren Erhaltung ermöglichen. Die Gemeinden werden entscheiden, welche 

Maßnahmen und deren Erhaltung auf Grundlage der erhobenen Problemstellungen 

geeignet sind, um entsprechende ausgleichende oder verbessernde Wirkungen zu 

erzielen.  

 

Zu Z 15 (§ 52a): 

Sämtliche Stellungnahmen, Benachrichtigungen, Vorlagen, Mitteilungen u. dgl. 

können auch in elektronischer Form eingebracht werden. In diesem Fall entfällt eine 

Verpflichtung zur Vorlage der Unterlagen in mehrfacher Ausfertigung. 

 

Zu Z 16 (§ 53 Abs. 8 Z 4): 

Mit der 14. Novelle des NÖ ROG 1976, die am 9. Dezember 2004 beschlossen und 

am 3. März 2005 Rechtskraft erlangte, wurden die Regelungen betreffend Handels-

einrichtungen grundlegend neu gefasst und gemeinsam mit der NÖ Warengruppen – 

Verordnung die zulässigen Standorte für Verkaufsflächen zur Stärkung der Ortskerne 

reglementiert. Für den Großhandel, also jene Betriebe, die keinen Verkauf an Letzt-

verbraucher tätigen und ihre Waren ausschließlich an sogenannte „Wiederverkäufer“ 

abgeben, wurde damals eine Ausnahme aufgenommen, die diese von den strengen 

Bestimmungen hinsichtlich möglicher Standorte ausnahm. 

Diese Regelung wurde im Rahmen der 5. Novelle des NÖ ROG 2014, LGBl. 

Nr. 65/2020, gestrichen und damit begründet, dass diese Bestimmung in der Praxis 

zu zahlreichen Missverständnissen geführt hat.  

Mit der 6. Novelle des NÖ ROG 2014, LGBl. Nr. 97/2020, wurde schließlich folgende 

Übergangsbestimmung für derartige Handelseinrichtungen in § 53 Abs. 8 Z 4 

NÖ ROG 2014 aufgenommen: 

„4. Gebäude, die aufgrund einer Bewilligung gemäß § 18 Abs. 6 letzter Satz in der 

Fassung LGBl. Nr. 71/2018 errichtet wurden, dürfen auf demselben Bauplatz bei 

einer Wiedererrichtung sowie bei einem Zu- oder Umbau das bestehende, der 

Baubewilligung entsprechende Ausmaß der Verkaufsfläche für zentrumsrelevante 

Waren einmalig um maximal 750 m² vergrößern. § 18 Abs. 7 ist anzuwenden.“ 

Dies wurde wie folgt begründet: 

„Durch den Entfall des § 18 Abs. 6 letzter Satz mit der Novelle LGBl. Nr. 65/2020 sind 

die Wiedererrichtung sowie der Zu- und Umbau von Handelseinrichtungen, wenn 



diese ihre Waren ausschließlich an Wiederverkäufer abgeben, nicht mehr möglich. 

Durch die Einfügung der Z 4 soll die Wiedererrichtung am Standort sowie eine 

einmalige Erweiterung im Zuge der Wiedererrichtung oder eines Zu- oder Umbaus 

möglich sein. Im Sinne einer einheitlichen Vorgangsweise ist auch für diese Betriebe 

die Regelung hinsichtlich der maximal zulässigen Stellplätze auf ebenerdigen Flächen 

zu übernehmen.“  

Die Praxis zeigt, dass der Großhandel, der grundsätzlich Waren regelmäßig nicht an 

Letztverbraucher, also nur an sog. „Wiederverkäufer“, abgibt und daher zum Zeit-

punkt des Inkrafttretens der Ausnahme am 3. März 2005 von dieser im Falle einer 

Neubewilligung Gebrauch hätte machen dürfen, mit dieser Übergangsbestimmung 

benachteiligt ist. Diese stellt nämlich streng auf eine Bewilligung auf Basis der seiner-

zeitigen Ausnahmeregelung des § 18 Abs. 6 letzter Satz NÖ ROG 2014 und damit auf 

die gewählte Rechtsgrundlage der Bewilligung ab. 

Die seinerzeit getroffene Standortwahl, die aufgrund des Benutzerkreises und der 

damit verbundenen Auswirkungen (Zufahrtsmöglichkeiten, Emissionen etc.) zusätz-

lich meist eingeschränkt war, erweist sich bei einer Instandsetzung bzw. Moderni-

sierung derartiger Großhandelsbetriebe als besonderes Hindernis und kann dieses 

durch die Einbeziehung angrenzender geeigneter Grundstücke in den meisten Fällen 

überwunden werden. 

Daher wird die Übergangsbestimmung angepasst und der Kreis der betroffenen 

Handelseinrichtungen um Altbestände, die die Kriterien als Wiederverkäufer erfüllen, 

erweitert. Gleichzeitig wird der Standort der möglichen Wiedererrichtung auf 

angrenzende Grundstücke ausgedehnt, wobei allfällige Straßen und Grüngürtel bei 

der Beurteilung außer Betracht zu bleiben haben.  

Klargestellt wird auch, dass der Betrieb zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der 

Übergangsbestimmung noch immer keine Waren an Letztverbraucher abgibt und 

daher zulässigerweise die Ausnahme in Anspruch nimmt. 

 

Zu Z 17 (§ 53 Abs. 17 und 18): 

Abs. 17: Die Aufhebung der Geschäftsordnung steht im Zusammenhang mit der 

Abschaffung des Raumordnungsbeirates. 

Abs. 18: Offene Vorgängerverfahren mit dem Auflagebeginn vor dem 1. Jänner 2027 

sollen – allerdings nur für einen gewissen Zeitraum – ausgenommen sein. Es wird 



daher für die Frage der Zulässigkeit eines neuen Genehmigungsverfahrens darauf 

abzustellen sein, ob der erste Tag der Auflage bereits anhängiger Verfahren vor dem 

1. Jänner 2027 lag.  

Spätestens bis zum 1. Juli 2030 sollen zudem alle Vorgängerverfahren abgeschlossen 

sein. Aufgrund dieser Übergangsbestimmung können die Gemeinden nun bis zum 1. 

Jänner 2027 ohne zahlenmäßige Beschränkung Änderungen eines örtlichen 

Raumordnungsprogrammes wie bisher im normalen Genehmigungsverfahren führen. 

Der Zeitraum ist zudem ausreichend, um auf Basis möglichst aktueller Grundlagen 

allfällige Ergänzungsbeschlüsse zu fassen. Nach diesem Zeitraum wird eine Aktualität 

der Grundlagen in den meisten Fällen ohnehin nicht mehr gegeben sein.  

 

Zu Z 18 (§ 55 Abs. 5): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 30 – Änderung der NÖ Aufzugsordnung 2016 (NÖ AO 2016) 

 

Zu Z 1 (Inhaltsverzeichnis): 

Eine Adaptierung des Inhaltsverzeichnisses ist aufgrund des Entfalls von §§ 13 und 

14 erforderlich. 

 

Zu Z 2 (§ 4 Abs. 4): 

§ 4 Abs. 4 NÖ AO 2016 verweist hinsichtlich der anzuwendenden Verfahrens-

bestimmungen auf die §§ 18 ff NÖ BO 2014. Die elektronische Einbringung aller 

Antragsunterlagen ist jedoch in § 5 Abs. 7 NÖ BO 2014 geregelt. Die vorliegende 

Anpassung dient der Klarstellung, dass die Einbringung aller erforderlichen Unter-

lagen auf elektronischem Wege möglich und zulässig ist. 

 

Zu Z 3 bis 6 (§ 12): 

Für die Bestellung als Inspektionsstelle besteht grundsätzlich kein Unterschied, ob 

diese nach den Bestimmungen der HBV 2009 oder der NÖ AO 2016 erfolgt. Um 

jedoch Hebeanlagen sowohl im Anwendungsbereich der NÖ AO 2016 als auch der 

HBV 2009 überprüfen und in die jeweiligen (öffentlich aufzulegenden) Verzeichnisse 



eintragen zu können, muss die Inspektionsstelle derzeit nach beiden Rechtsmaterien 

bestellt werden. Künftig soll eine Bestellung als Inspektionsstelle nach der HBV 2009 

auch als Bestellung nach der NÖ AO 2016 gelten. Eine eigene Bestellung nach der 

NÖ AO 2016 ist nicht mehr vorgesehen. Dies hat zur Folge, dass bei einem Widerruf 

der Bestellung als Inspektionsstelle durch die Gewerbebehörde auch die Berechti-

gung für Tätigkeiten nach der NÖ AO 2016 erlischt.  

 

Die in Abs. 4 vorgesehene Verpflichtung zur Führung eines Verzeichnisses der 

bestellten Inspektionsstellen bleibt für die bisher von der Landesregierung bestellten 

Inspektionsstellen bestehen, da deren Berechtigung durch die gegenständliche 

Anpassung nicht eingeschränkt werden soll. Durch die Neuformulierung des Abs. 8 

verlieren diese jedoch bei Vorliegen der angeführten Tatbestände ex lege ihre Be-

rechtigung. Ein Widerruf durch die Behörde soll nur mehr bei Pflichtverletzungen 

oder mangelnder Sachkunde erforderlich sein. 

 

Zu Z 7 (§§ 13 und 14 entfallen): 

Da zukünftig die Bestellung und Anerkennung von Inspektionsstellen für über-

wachungsbedürftige Hebeanlagen im Rahmen der HBV 2009 erfolgt, ist auch eine 

eigenständige Regelung für die Anerkennung von Berufsqualifikationen sowie für 

einen partiellen Berufszugang nach diesem Gesetz nicht erforderlich. 

 

Zu Z 8 (§ 15): 

Nach derzeitiger Rechtslage ist der Einbau einer überwachungsbedürftigen Hebe-

anlage in gewerbliche Betriebsanlagen sowohl nach der GewO 1994 als auch nach 

der NÖ AO 2016 bewilligungspflichtig. Inhaltlich handelt es sich um weitgehend 

identische Regelungen und auch der Schutzzweck der beiden Bestimmungen ist 

nahezu gleich. Diese derzeit erforderliche Doppelgenehmigung verursacht unnötigen 

Verwaltungsaufwand.  

 

Durch die gegenständliche Novelle soll künftig für überwachungsbedürftige Hebe-

anlagen in gewerblichen Betriebsanlagen nur mehr eine Bewilligung erforderlich sein 

und eine gesonderte Bewilligung nach der NÖ AO 2016 entfallen. Dies gilt gleicher-

maßen für solche Hebeanlagen, die nach der GewO 1994 nur einer Anzeigepflicht 



unterliegen. Gleichzeitig wird in Abs. 2 sichergestellt, dass bei einer späteren Beendi-

gung oder einem ex-lege Erlöschen der gewerberechtlichen Genehmigung die 

Bestimmungen der NÖ AO 2016 zur Anwendung kommen. Als Zeitpunkt für den 

Übergang in den Bereich der Baubehörde wird damit auf die Rechtskraft des Fest-

stellungsbescheides über die Beendigung der Betriebsanlage bzw. auf den Eintritt des 

ex-lege-Erlöschens abgestellt. 

 

Zu Z 9 (§ 21 Abs. 4): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Änderungen mit 

1. Jänner 2026. 

 

Zu Artikel 31 – Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes 2018 

 

Zu Z 1 (§ 5 Abs. 2 zweiter Satz): 

Anlässlich der Einrichtung der Bildungsdirektion für NÖ wurde das NÖ Pflichtschul-

gesetz 2018 erlassen und in allen Verfahren, in welchen bis dahin der Landesschulrat 

zu hören war, wurde die Landesregierung eingesetzt. Bis zum NÖ Pflichtschulgesetz 

2018 hatte die Landesregierung die behördlichen Verfahren zu führen. Der 

Landesschulrat wurde angehört, um die pädagogischen und schulorganisatorischen 

Sichtweisen und Notwendigkeiten mitzuberücksichtigen. Die letzten Jahre seit 

Bestehen der Bildungsdirektion haben gezeigt, dass durch die Kompetenz-Zusam-

menführungen in einer Vollzugsbehörde die weiterhin fortgeführte Regelung einer 

Anhörung der Landesregierung mit einer gesetzlich festgelegten Frist von 6 Wochen 

in einigen Verfahren nicht mehr erforderlich sind.  

Mit vorliegendem Entwurf der Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes 2018 soll eine 

Bereinigung des Gesetzes erfolgen und Anhörungen der Landesregierung lediglich in 

jenen Fällen beibehalten werden, die tatsächlich auch diese betrifft, z.B. als Schul-

erhalter im Bereich der Landesberufsschulen. Dadurch sollen einzelne Verfahrens-

arten bei der Bildungsdirektion für NÖ vereinfacht werden. Die Bildungsdirektion für 

NÖ wird daher zukünftig in diesen Verfahren im Rahmen der Vollziehung der 

Landesregierung Informationen über die geführten Verfahren übermitteln, sodass die 

Oberbehörde über die Errichtung und Auflassung von Schulstandorten und der ganz-

tägigen Schulformen weiterhin auf dem Laufenden bleibt. 



Gemäß Art. 14 Abs. 3 B-VG ist Bundessache die Gesetzgebung über die Grundsätze, 

Landessache die Erlassung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung unter 

anderem in folgenden Angelegenheiten: 

äußere Organisation (Aufbau, Organisationsformen, Errichtung, Erhaltung, Auflas-

sung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und Unterrichtszeit) der öffentlichen Pflicht-

schulen 

Mit diesen Änderungsanordnungen entfällt die verpflichtend durchzuführende 

Anhörung der Landesregierung in den einzelnen Verfahren  

• Errichtung, Auflassung und Stilllegung von Schulen und der ganztägigen 

Schulform,  

• Bildung, Änderung und Aufhebung von Schulsprengel,  

• Verfahren bei Pflichtschulclustern,  

• Entscheidungen über die Organisationsformen der allgemeinbildenden Schulen 

und  

• Errichtung von Schülerheimen 

 

Gleichzeitig erfolgen vereinzelt textliche Klarstellungen. 

 

Zu Z 2 (§ 5 Abs. 3 zweiter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 3 (§ 6 Abs. 3): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 4 (§ 6 Abs. 5 dritter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 5 (§ 6 Abs. 6 zweiter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 6 (§ 6 Abs. 7): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 



Zu Z 7 (§ 7 Abs. 3 zweiter Satz): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 8 (§ 9 Abs. 1): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 9 (§ 21 Abs. 3): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 10 (§ 26 Abs. 4): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 11 (§ 31 Abs. 9): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 12 (§ 36 Abs. 3): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 13 (§ 40 Abs. 1 letzter Satz entfällt): 

Siehe die Erläuterung zu Z 1. 

 

Zu Z 14 (§ 111 Abs. 10): 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderungen mit 1. Jänner 2026.  

 

Zu Artikel 32 – Änderung des NÖ Weinbaugesetzes 2019 (NÖ WBG 2019) 

 

Zu Z 1 (§ 8 Abs. 1 zweiter Satz): 

Der Weinmarkt der Union ist seit Jahren von einem strukturellen Rückgang des 

Weinkonsums betroffen. Darüber hinaus war der Weinsektor der Union in den letzten 

Jahren mit erheblichen Herausforderungen konfrontiert. Aus diesen Gründen hat die 

Europäische Kommission mit der Durchführungsverordnung (EU) 2025/340 für die 

Mitgliedstaaten die Möglichkeit geschaffen, die Frist zwischen der Rodung einer 

Rebfläche und der Einreichung eines Genehmigungsantrages für die Wiederbe-



pflanzung um bis zu drei Jahre zu verlängern. Somit kann diese Frist auf insgesamt 

bis zu fünf Jahre verlängert werden.  

 

Von der Möglichkeit der Verlängerung der Antragsfrist für Wiederbepflanzungen soll 

im höchstmöglichen Ausmaß Gebrauch gemacht werden. Dadurch soll Winzern, die 

Rebflächen roden, mehr Zeit eingeräumt werden, um die Lage zu analysieren, bevor 

sie entscheiden müssen, ob sie ihre alten Rebflächen überhaupt ersetzen wollen, und 

wenn ja, welche Rebsorte und Anbaumethoden am besten an den Klimawandel und 

die Verbrauchernachfrage angepasst sind. Ist die Frist zur Beantragung einer 

Wiederbepflanzung (bisher zwei Jahre) zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Novelle bereits abgelaufen, ändert die Novelle nichts am Fristablauf. Die längere Frist 

von fünf Jahren ist daher auf Fristen anzuwenden, die zum Zeitpunkt des 

Inkrafttretens noch laufen oder infolge von Rodungen ab diesem Zeitpunkt zu laufen 

beginnen. 

 

Zu Z 2 (§ 18 Abs. 5): 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Änderung mit 1. Jänner 2026. 

 

Zu Artikel 33 – Änderung des NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetzes 

 

Zu § 1: 

Das NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetz soll mit 1. Jänner 2026 aufgehoben 

werden. Zu den Gründen hinsichtlich der Aufhebung wird auf den allgemeinen Teil 

des Antrages verwiesen (siehe oben).  

 

Zu § 2: 

Mit Außerkrafttreten des NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetzes, LGBl. 1060, 

gemäß § 1 sind neue Verfahren zur Ersatzleistung nicht mehr möglich.  

Für bereits anhängige Verfahren gelten aufgrund des Abs. 1 die Bestimmungen des 

NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetzes jedoch unverändert weiter, um eine 

geordnete Abwicklung zu ermöglichen. Da der Zeitpunkt des Außerkrafttretens des 

Gesetzes nicht mit dem Abschluss des letzten anhängigen Verfahrens deckungsgleich 

sein muss und die Auflösung des Fonds erst nach Abschluss des letzten anhängigen 



Verfahrens möglich ist, ist gemäß Abs. 2 der Abschluss des letzten anhängigen 

Verfahrens im Landesgesetzblatt für Niederösterreich kundzumachen (§ 2 Abs. 1 Z 6 

NÖ Verlautbarungsgesetz 2015). Mit dem Folgetag dieser Kundmachung gilt der 

NÖ Amtshaftungsausgleichsfonds als aufgelöst. Auf administrativer Ebene werden in 

dem Zeitraum zwischen Abschluss des letzten anhängigen Verfahrens und dessen 

Kundmachung die letzten offenen Verbindlichkeiten (z.B. gemäß § 2 Abs. 2 oder § 9 

Abs. 1 NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetz) zu decken und offene Forderungen 

(z.B. § 9 Abs. 2) zu betreiben sein.  

 

Da Abs. 1 die vollständige weitere Geltung des NÖ Amtshaftungsausgleichsfonds-

gesetzes, LGBl. 1060 in der zuletzt geltenden Fassung, anordnet, bleiben die Organe 

des NÖ Amtshaftungsausgleichsfonds im Amt und es besteht auch weiterhin die 

Pflicht zur Leistung der Umlage gemäß § 7 NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetz, 

insbesondere für den Fall, dass die Mittel des NÖ Amtshaftungsausgleichsfonds 

aufgrund größerer Haftungsfälle aufgebraucht werden. 

 

Gemäß Abs. 3 gehen allfällige noch offene Verpflichtungen des NÖ Amtshaftungs-

ausgleichsfonds auf das Land Niederösterreich über. Da der NÖ Amtshaftungsaus-

gleichsfonds jedoch Mittel der NÖ Gemeinden verwaltet, sind allfällige noch offene 

Verpflichtungen, entsprechend der Konzeption der einmaligen Einlage nach § 6 

NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetz aus den der Landesregierung zur Gewährung 

von Bedarfszuweisungen zur Verfügung stehenden Mitteln zu decken. 

 

Zu § 3: 

Nach Abschluss der anhängigen Verfahren gemäß § 2 Abs. 1 sind die Mittel des 

NÖ Amtshaftungsausgleichsfonds an die Niederösterreichischen Gemeinden nach 

demselben Schlüssel auszuzahlen, nach dem die Höhe der Umlage bei deren letzten 

Einhebung berechnet wurde. Die Anwendung des aktuellen Verteilungsschlüssels 

könnte zu nicht rechtfertigbaren Ungleichbehandlungen bei der Auszahlung führen, 

da auch die aus Ertragsanteilen erhaltenen Mitteln Schwankungen unterliegen und 

die Gemeinden im Verhältnis mehr oder weniger zurückgezahlt bekommen könnten, 

als zuvor eingezahlt wurde. 

 



Die Gefertigten stellen daher den  

 

Antrag: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„1. Der beiliegende Gesetzesentwurf betreffend Landesgesetz, mit dem die 

NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973), das NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz 

(NÖ STROG), das NÖ Gemeindeverbandsgesetz, das 

NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetz (NÖ GWLVG) und das Gesetz über den 

Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden geändert 

werden sowie das NÖ Sammlungsgesetz 1974 aufgehoben wird und das NÖ Landes-

Stiftungs- und Fondsgesetz (NÖ LStFG), das NÖ Naturschutzgesetz 2000 (NÖ NSchG 

2000), das NÖ Campingplatzgesetz 1999, das NÖ Landeskulturwachengesetz, das 

NÖ Pflanzenschutzmittelgesetz (NÖ PSMG), das NÖ Bienenzuchtgesetz, das 

NÖ Jagdgesetz 1974 (NÖ JG) und das NÖ Fischereigesetz 2001 (NÖ FischG 2001) 

geändert werden sowie das Gesetz über Jagd- und Fischereiaufseher aufgehoben 

wird und das NÖ Grundverkehrsgesetz 2007 (NÖ GVG 2007), das 

NÖ Forstausführungsgesetz, das NÖ Veranstaltungsgesetz, das NÖ Heilvorkommen- 

und Kurortegesetz 1978, das NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 (NÖ ElWG 2005), das 

NÖ Starkstromwegegesetz, das NÖ Kleingartengesetz, das NÖ Gassicherheitsgesetz 

2002 (NÖ GSG 2002), das NÖ Straßengesetz 1999, das NÖ Gemeindeärztegesetz 

1977 (NÖ GÄG 1977), das NÖ Krankenanstaltengesetz (NÖ KAG), das NÖ 

Bestattungsgesetz 2007, die NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014), das NÖ 

Raumordnungsgesetz 2014 (NÖ ROG 2014), die NÖ Aufzugsordnung 2016 (NÖ AO 

2016), das NÖ Pflichtschulgesetz 2018 und das NÖ Weinbaugesetz 2019 (NÖ WBG 

2019) geändert werden sowie das NÖ Amtshaftungsausgleichsfondsgesetz 

aufgehoben wird (NÖ Deregulierungsgesetz 2025), wird genehmigt. 

 

2. Die NÖ Landesregierung wird beauftragt, das zur Durchführung dieses 

Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu veranlassen.“  

 



Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem RECHTS- UND 

VERFASSUNGSAUSSCHUSS zur Vorberatung zuzuweisen. 

 


